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Bezugspreis durchdiePostbierteljährlich
2 Mk.. Einzelnummer 30 Pf. — Anzeige»
werden mit 60 Pf. für den Raum einer

dreigcspaltenen Nonpareillezeile berechnet,

19. Jahrg.

er Schluß der 4. KriegstWllg des

Der Reichstag hat nach Pfingsten noch zivei
Sitzungen abgehalten. Jn der ersten hat der Reichs-
knnzler die politische Lage besprochen, wie sie sich dnrch
die Kriegserklärung Italiens an Oesterreich-Ungarn
gestaltet hat. Selbstverständlich verurteilte er die

italienischen Kriegshetzer und kündigte an, das

deutsche Volk werde sein Land und seine Unabhängig¬
keit anch gegen diesen Feind verteidigen, „bis wir

nns alle uur möglichen realen Garantien nnd Sicher¬

heiten dnfür erschaffen und erkämpft haben, daß
keiner unserer Feinde — nicht vereinzelt, nicht ver¬

eint wieder einen Waffengaug wagen ivird".

Daranf antwortete dcr Redner der sozialdemo¬
kratischcn Fraktion, Abgeordneter Ebcrt, dasz die

sozialdemokratische Partei nach wie vor ihre Pflicht
in dcr Verteidigung des Landes und seiner Unab¬

hängigkeit erfüllen werde. Er wies aber anch darauf

hin, daß stch überall das Verlangen mehr nnd mehr

geltend macht, nach cinem Frieden ohne Vergewalti¬
gung irgendeines Volkes, nach einein Frieden, der ein

dauerndes Znsannnenwirken aller .Kulturvölker wieder

ermöglicht. Darnm wenden sich dic Sozialdcmokraten
gegen die Bestrebungen, die dcn Frieden abhängig
machen wollen von allerlei Eroberungen.

Gegen diese Erklärung trat sofort der Führer der

Konservativen/ Abgeordneter Graf v. Westärp, auf:
Wir haben uns, so sagte er, vollständig auf den

Standpunkt der gestrigen Erklärung des:Reichskanz¬
lers zu stellen und.nuch vor Eroberungen nicht zurück¬
zuschrecken, die für die dauernde Sicherheit des Lan¬

des notwendig sind. Dem schloß stch unter allgemeiner
Zustimmung der biirgerlichen Parteien der national-

liberale Abgeordnete Schiffer an. Er stellte fest, daß
bezüglich des Kriegsziels eine Klnft besteht zwischen
der Anssassnng der biirgerlichen Parteien und der

Anffassung der Sozialdcmokraten. Schließlich ant¬

wortete der sozialdemokratische Abgeordnete Scheide¬
mann'. Der- beste Wall, der zum Schutze unseres
Volkcs aufgerichtet iverden könne, sei, abgesehen von

der Entschlossenheit des, ganzen Volkes, das Land zu

verteidigen, die Möglichkeit, in Zukunft dauernd in

Frieden zu leben mit unseren Nachbarn. Und das

ist nnr möglich, wenn man sie nicht vergewaltigt hat,
wenn man ihnen das Selbstverwaltungsrecht beläßt.

Bezeichnend ist es, daß sich Graf v. Westarp auch
gegen die Forderung des Abgeordneten Ebert auf

volle bürgerliche Gleichberechtigung
aller Schichten unseres eigenen Volkes aussprach. Nach
der Ansicht des Herrn Grafen hat das Volk schon jetzt
die nötige bürgerliche Gleichberechtigung.

Sehr wichtig ist ferner die Besprechung der Er¬

nähr u ng s f r a g e geworden. Dabei ist nicht zn

vergessen, daß dieser Besprechung eine eingehende Er¬

örterung aller Einzelfragen in dem Ausschuß siir den

Reichshaushalt vorausgegangen ist. Dns Ergebnis
dcr Erörterung veranlaßte die sozialdemokratische
Fraktion, mehrere Anträge zn stellen, nach denen

schleunigst die Höchstpreise für Getreide, Mehl, Brot

und Kartoffeln wesentlich herabgesetzt nnd für
Hülsenfrüchte, Vil'h, Fleisch und Schmalz sofort
niedrige Höchstpreise festgesetzt werden sollcn. Ferner
verlangten die Anträge, daß die Höchstpreise iil Zu¬
kunft von einein Ansschnß festgesetzt werden, der aus

12 vom Bundesrat und 12 vom Reichstage ernannten

Mitgliedern und einem vom Reichskanzler ernannten

Vorsitzenden besteht. Endlich sollen die gebrauchten
Mengen der notwendigen Lebensrnittel beschlagnahmt
nnd ausschließlich zur Ernährung der Menschen ver¬

wendet werden. Abgeordneter Wurm begründete ein¬

gehend diese Forderungen und wies nach, ivie schwer
die allgemeine Tencrung das arbeitende Volk bedrückt

und wie verwerflich die Preistreibereien sind. Die
bon den Sozialdcmokraten beantragten Maßnahmen
seien gccignct abcr auch notwendig, nm bessere Zu¬
stände herbeizilführen. Trotzdem sind leider die

sozialdemokmtischcn Anträge bezüglich dcr

Höch stprcise nnd dcr Beschlagnahme der wich¬
tigsten Nahrungsmittel a b g elchut ivorden. An¬

genommen ivnrden die Anträgc des Rcichshanshalts-
Ansschnsscs, die die Sicherung ciner ansrcichcndcil
Mcngc Kartoffeln für die lveniger bemittelten Be-

völkernngsschichten fordern und zu diesem Zweck die

Beschlagnahme der Kartoffeln in den größeren land¬

wirtschaftlichen Betrieben anregen.

Sehr bedauerlich ist es, daß es den Sozialdemo¬
kraten nicht gelungen ist, den mit der Hausmietc
rückständigen Mietern wenigstens ihre Haus¬
halt ungsgegen stände und Möbel im

Werte bis zu 2««« Mk. gegen das Pfändungsrecht des

Hauseigentümers zu fchützeu. Die Sozialdemokraten
versuchten die bürgerlichen Parteien davon zu über¬

zeugen, daß cs unerträglich ist, wenn ciner Familie,
die dnrch den Kriegsdienst des Ernährers nicht die

Miete pünktlich bezahlen konnte, nach der Rückkehr
dcs Kriegsteilnehmers sast alle Hausgegenstände und

Möbel gepfändet werden können. Es war aber alles

vergeblich. Die biirgerlichen Parteien lehnten den

Antrag ab.

Die unbedingt notwendigen Verbesserungen der

Entschädigungen für die Familien der

im Kriege gefallenen oder arbeitsun¬

fähig gewordenen Kriegsteilnehmer
wurden, wie nach dem Verlauf der Beratungen in
dem Reichshaushalts-Ausschnß vorauszusehen ivar,

nicht iil den Gesetzen selbst festgelegt. Jedoch ergab
die Aussprache völlige Einmütigkeit dariiber, daß die

Verbesserungen auch in der Zeit bis zur Aenderung
der Gesetze durchgeführt wcrden müssen durch außer¬
ordentliche Zuwendungen ans den Mitteln, die der

Rcichsverwaltüng hierfür zur Verfücning gestellt
Worden sind,

<Der sozinii^mokm brachte
die Beschwerden der Arbeiter und Angcstelltcn iiber

ungenügende Bezahlung und unge¬

hörig e B e h a n dl u n g während des Krieges vor.

Der Antrag auf volle Anrechnung der Kriegsdienste
als Beitragszeit für die Versicherung der An -

gestellten wurde angenommen.

Endlich ist es nach Pfingsten in dem Reichshaus-
Hnlts-Ausschuß noch zu einer eingehenden Aussprache
über ungehörige Behandlung bon

Kriegsteilnehmern gekommen. Die Heeres¬
verwaltung verurteilte es aufs schärfste, ivenn hier
nnd da durch vorschriftswidriges Verhalten eines Vor¬

gesetzten Anlaß zu solchen Klagen gegeben sei. Mit
dem größten Nachdruck soll darauf hingewirkt werden,
daß unsere Soldateil unter allen Umständen würdig
behandelt werden. Eine Anregung der Sozialdemo¬
kraten hatte den Erfolg, daß beschlossen wurde, den

Mannschaften ist während des Krieges bei Beur¬

laubungen freie Fahrt auf den Eisenbahnen zll ge¬

währen.
So hat die 4. .Kriegstagung des Reichstages

mauche wichtige Anregung gebracht — freilich auch
manche berechtigte Hoffnung enttäuscht. Am
lll. August soll dcr Reichstag wieder zusammentreten.
Hoffentlich aber haben wir bereits vorher den von

nns erstrebten Frieden erreicht.
Gustav Hoch.

Lebensnilttelpreise und Gehaltssätze.
Nach den Veröffentlichungen des Preußischen

statistischen Landesamts sind die K I e i n h a n d e l s-

Preise wichtiger Lebensmittcl und

Hausbedarfsartikel in rnnd 50 preußischen
Städten, die in diese istatistik einbezogen werden, im
Monat Mnrz 1916 gegenüber dem gleichen Monat

des Vorjahres außerordentlich gestiegen, uiid zwar
in solgendein Maße:

März 19l4 März UUS

pro Kilogramm

Erbsen, gelbe 39,8 Pf. 114,4 Pf.
Spcisebohucn. . . . . . ... 44,9 „ 1l8,(i „

Linsen 53,4 „ 142,2 „

Cchlartoffeln 7,0 „ 14,8 „

Eschutter 275,0 „ 331,4 „

Weizenmehl 37,7 „ 54,7 „

Rvggeumchl , 28.0 „ 48.5 „

Weitzbrot (Semmeln) ...... 52,7 „ 73,0 „

Noggengraubrot mit Weizenmehl . 28,4 „ 43,3 „

Reis .

'

48,4 „ 100,3 „

Kaffee ... . . . . . . . . 3i0,0 „ 335,4 „

Zucker 50, i
„ 55,0 „

Salz. . . . .' . . . ... . 20,7 „ 22,7 „

Hirse : . . . 48.« „ 88,8 „

Fadcmmdcl» . 8,,3 „ 120,2 „

März 1914 März UUS

pro Kilogranun

107,8 Pf.
?! s

157,0 Pf.
3.1 „

111,4 „

110,0 „

25,2
231

1l',8 I

April 1914 April 1915

pro Niivgramiii

39,8 Pf. 121,8 Pf.
, 44,7 123,3 „

146,4 „

7,2 l°,2 „

272,9 340,2 „

37,3 55,3 „

28,9 48,8 „

. 52,4 72,0 „

. 28,1 „ 43,7 „

, 48,0 14^,3 . „

303,4 335,6 „

56,1 „

20,7 23,'i „

128,8 „

50,7 113,1 „

40,3 107,2 „

. 2,7 3,1 „

100,4 116,5 „

124,9 „

. 20,6 39,6 „

20,9 23,9 „

7,3 „ 11,7 ,.

Backobst
Steinkohlen
Braunkohlen, 100 Stück 101.1

50 Kg 110,6
Petroleum, 1 Liter 20,5
Milch, 1 Liter 20,9

Hühnerei, 1 Stück 7,4

Für April IS 15 und denselben Monat dc5

Vorjahres wird über folgende Preisgestaltung bc

richtet:

Linsen . .

Etzkartoffeln

Roggenmehl
Weißbrot (Semmeln)
Noggengraubrot mit Weizenmehl
Reis

Kaffee
Zucker
Salz
Buchweizengrütze
Hnser
Gerste
Steinkohlen
Braunkohlen, 100 Stück ....

50 Kg
Petroleum, 1 Liter. . . . . .

Vollmilch, 1
„

Hühnerei, 1 Stück

Aber nicht nur im Vergleich zum Vorjahre
haben wir höhere Lebensmittelprcise, sondern auch

in den letzten Monaten hat diesc Steigerung
angedauert, wie sich aus folgender Uebersicht
ergibt:

Erbsen, gelbe ....
Speisebohneu ....
Linsen .......

139,3

Etzkartoffeln ....

Eschutter
322,6

Weizenmehl
53,1

Rongemnehl
47,4

Weitzbrot (Semmeln) .

Noggengraubrot niit

Weizenmehl....
Rcis

Kaffee 33l,1

Zucker
Salz
Buchweizengrütze. . .

Hafergrütze. . . . .

Gcrsteugrütze ....
Hirse
Fadcuuudeln 109,8
Backobst 151,0
Steinkohlen ....

Braunkohlen, 100 Stück

50 Kg .

Petroleum, 1 Liter . .

Milch, 1 Liter . . .

Hühnerei, 1 Stück . .

Und dic Geheilte
nicht nur nicht in dcinsclben Maße, soiidern überbanpt
nicht gestiegen. Die Teuerung lastet also ans den An-

'gestcllten und ihren Familicn. Es ist daher der

Wunsch nach höheren Gehältern durchaus begreiflich,
und die Geschäftsinhaber brauchen sich nicht zu

Wundern, wenn die Angestellten um eine Gehalts¬
erhöhung einkommen,

M Sorge um die Zlolkskrlililjruug.
Das „Correspondeuzblatc der Gcncralkoiiiinission

der Gewerkschaften" schreibt untern, Äi. Mai u, a.:

„Ter Sorge um die Voltsernäbrnng sind wir

leider auch nicht ganz überliobcn; denn die Preis-
steigernng fiir alle Lebensiuittel macht sicb in geradezu
erschreckender Weife fiir dic ärmere Bevölkerung gel¬
tend, so daß eine llnterernäbrnug großer Voltörreiie

jetzt schon nin sich greift und fiir die Folge ganz er¬

beblich znnebmen lvird. ' Tie »anitrast der großen
Masse der Bevölkerung sinkt, iveil Millionen von Fa-

-cliruar ISIS März UNZ April 1915

pro 1 Kilogramm

108,4 Pf. 114,4 Pf. 12l,8 Pf.
108,7 „ 118,6 „ 123,3 ,.

139,3

„ 142,2 „ 146,4 „

1l,5 . 14,8 „ 15,2 „
322,6

„ 331,4 „ 340,2 „
53,1

„ 54,7 „ 55,3 „
47,4

„ 48,5 „ 48,8 „

7l,3 „ 73,0 „ 72,6 „

4l,8 „ 43,3 „ 43,7 „

92 7 106,3 „ 117.3 „33l'l

I 335,4 „ 335,6 „

54,7 „ 55,0 „ 56,1 „

22,6 „ 22,7 „ 23,0 „

128,8 „

—

„ 109,4 ,.

95,2 „ 113,1 ,.

—

„ 92,1 „ 107,2 „

79,6 „ 88.8 „

—

109,8 „ 120.2 „

—

151,0 „ 157,0 „

—

3,1 ., 3.1 „ 3,1 ,.

112.6 .. 111,4 „ 116.5 „

118,0 „ 119,9 „ 124,0 „

23,7 „

22,4 „

25,2 „ 39.0 ,.

23,1 „ 23,0 „

12,1 „ 11,8 „ IIT ,.

der Angestellten? Die sind
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uiilien, deren Ernährer zum Militärdienst eingezogen
ist, keine andere Einnahmequelle haben als die ge¬

ringen Unterstützungsbeträge des Staates und der

Geineinoefürsorge.
Leider erfährt dieser Zustand an den maßgeben¬

den Stellen nnserer Reichsverwaltnng nickst die ge¬

lingende Würdigung. Man sieht nnr die in der

Kriegsindustrie vielfach gezahlten hohen Löhne, ohne
zli berücksichtigen, daß in anderen Industrien diese
Erhöhung der Löhne (wir brauchen nur, auf den

Bergbau hinznweisen) gar nicht in Frage kommt, ganz

abgesehen von den Frauen, die ihres Ernährers be¬

raubt, einein Erwerbe nicht nachgehen können nnd sich
mit den dürftigen Unterstützungssätzen durchhungern
müssen.

Es erheben sich jetzt schon Stimmen, die eine

Rückkehr znm freien Handel verlangen und ganz oder

teilweife die Maßnahmen verwerfen, die eingeleitet
wnrden, nm die nötigen Bestände für die Volksernäh-

rnng sicherzustellen. Man behauptet, es wäre eine

übertriebene Sorge gewesen, alle die Maßnahmen, wie

die Errichtnng der Kriegsgetrcidegescllfchnft, die

Streckung nnserer Gctrcidcvorräte und die Einfüh¬

rung der Brotkarte feien übereilt nnd unnötig.

Wir müssen uns auf das entschiedenste gegen alle

die Pläne wenden, die darauf hinausgehen, diese Ein¬

richtungen beiseite zn. schieben. Sie waren nötig und

sind gegenwärtig, wie auch für die Zukunft dringend

erforderlich. Die Verwaltung der Kriegsgetreidegesell-
schuft kann unseren Beisall nicht sinden. Daran ist

aber die Einrichtnng nicht schnld, sondern die Leitung.

ES war eiiie bittere Notwendigkeit, daß wir unsere
Getreidevorräte beschlagnahmten, um sie sür die

menschliche Ernährung sicherzustellen. Ohne die O»

aanisation der Verteilung uud Beschlagnahme wären

die vorhandenen Bestände an Brotgetreide nicht so
Verwendungen gekommen, daß wir bis zurzur , ...

...

nächsten Ernte versorgt werden könnten. Wir lehnen

deshalb auch sehr entschieden die voni Landmirtschafts-
rat am 11. Mai in feiner «itznng aufgestellte Forde¬

rung ab, die dahingeht, die Reichsverteilungsstelle, die

ttriegsgetreidegesellschaft lind die Reichsstelle^sür Kar-

tofselversorgnng aufzubeben, und an deren ^tatt eine

Zentralansgleichsstelle zu schaffen, deren Verwaltung
unter einem landwirtschaftlich sachverständigen Vor¬

sitzenden möglichst selbständig geordnet sein soll. Nach
allen bisherigen Erfahrnngen müssen wir sehr miß¬
trauisch sein'gegen alle Maßnahmen, die einseitig von

Landwirtschaftsinteressenten unternommen werden. In
diesen Kreisen ist leider vielfach das Empfinden dafür,
welche berechtigten Ansprüche die. Landwirtschaft er-

heben kann, nicht vorhanden. Die Maßnähmen iind

in der Regel ohne Rücksicht auf die große Masse des

konsumierenden Publikums durchgesetzt. Es wäre auch
sehr töricht, eine Einrichtung, die gegenwärtig sich
gerade erst in die schwierige Organisation der Ver¬

teilung eingearbeitet hat, aufzuheben und eine neue

Organisation, für deren gute Wirksamkeit gar keine

Gewähr vorhanden ist, zu schassen. Immerhin ist es

bezeichnend, daß in dieser Sitzung des Landwirtschafts¬
rates stch der preußische Landwirtschaftsminister, Frei¬
herr von Schorleiner, mit den Vorschlägen einverstan¬
den erklärte und einer Dezentralisation in der Ver¬

sorgung seine Zustimmung erteilte. Es ist bekannt,
daß der Landwirtschaftsminister in Preußen an den

Einrichtungen, die znr zweckmäßigen Einteilung unse»
rer vorhandenen Nahrungsmittelbestände führten,
keinen Anteil hat. Im Gegenteil, wenn es nach seinem
Wnnsche gegangen wäre, blieb alles beim alten. Wenn

nicht die Militärbehörde eine bessere wirtschafts»
politische Einsicht besessen hätte und hier die Schwierig¬
keiten in der Volksernährung erkannt wären, dann

wären wahrscheinlich alle Bemühungen verständiger
Leute, die militärische Lage nicht unter den Druck des

Hungers zu stellen, vergeblich gewesen.

Leider hat nnn die Kriegsgetreidegesellschaft er¬

beblich dazu beigetragen, die Abneigung gegen ihre
Gcschäftsmaßnahmen zu steigern. Es hat in der

Budgetkommission ein nicht geringes Aufsehen hervor-

gerusen, als festgestellt wurde, daß zum Geschäftsleiter
dieser Kriegsgetreidegesellfchaft ein Mann angestellt
ivurdc, dem für seine Stellung ein Gehalt von 48 000

Mark gegeben wird. Der Betreffende ist Inhaber
einer großen Firma für Getreidehandel und vielfaches
Aufsichtsratsmitglied. Die letzteren Posten sind von

ihm auch gegenwärtig noch innegehalten. Diese
„Opferbereitschast in Kriegszeiten" wird sicherlich in

dcr großen Masse der Bevölkerung nicht verstanden
ivcrdcn, im Gegenteil — eine berechtigte Erbitterung
auslösen. Wie es die Regierung verantworten will,
im Hinblick auf die schweren Opfer, die von den ärme¬

ren Volkskrciscn gebracht wcrden müssen, solche Ge

bältcr ansznwcrsen, ist uns unverständlich. Das ist
nur cin Hinweis, der uns aber offenbart, von welchen
Gesichtspunkten diese Gesellschast geleitet ist. Wir

verstehen es deshalb, wenn der Syndikus di"ier Ge¬

sellschaft in einer Verteidigung dieser Maßnahmen
auseinandersetzt, daß die Kriegsgetreidegesellschaft doch
nicht die Aufgabe habe, nachzuweisen, daß in dieser

sozialistischen Einrichtnng die Möglichkeit gegeben ist,
niedere Preise festzusetzen. Mit solchen Anschauungen
in dcr Geschäftsführung kann natürlich die beste Sache
zugrunde gerichtet und in Mißkredit gebracht werden.

Die Reichsregicrnng hat sich leider viel zu wenig frei
gemacht von den Spekulanten- und Jntcrcssenkreisen,

die bei allen Maßnahmen nur ihren Vorteil im Auge
haben, nicht aber das Gesamtinteresse. Mit Mühe
und Not ist es nur immer gelungen, von einer Maß«
nähme zur anderen diö Regierung zu drängen, damit
wir wenigstens nicht vor einem direkten Mangel an

Lebensmitteln stehen/ Wären alle die Maßnahmen
früher in Angriff genommen nnd Hütte mnn sich nicht
entsetzt vor deni angeblich sozialistischen Inhalt oder

den Zwangsmaßnahmen, die gegenüber dein Durch¬
einander und den Spekulationen auf dein Lebens¬
mittelmarkt notwendig wurden, dann hättcn wir heute
größere Bestände für die Volksernährung znr Verfü¬
gung und vor allen? mäßigere Preise. Auf keinen Fall
darf deshalb die Einrichtung, die bisher der Vertei¬
lung nnd Ordnung anf deni Lebensmittelmarkt diente,
aufgehobeil iverden. Sie kann nur reformiert und

besser ihren eigentlichen Aufgaben zugeführt lverden.

Nach zwei Richtungen ist die Wendung zum Besse¬
re» anznstreben. Zunächst muß für eine zweckmäßige
Verteilung der Vorräte gesorgt werden und so dispo¬
niert werden, wie es in einem kaufmännisch gut ge¬
leiteten Betrieb üblich ist. Nebenbei kann man das

für 48 000 Mk. verlangen. Dann aber muß die Preis¬
politik aufhören, die von dem Gesichtspunkt geleitet
ist. dem Unternehmen nicht, gerade eine geschäftliche
Empfehlung mitzugeben. Wenn nur ein wenig von
der Energie der Militärverwaltung im Neichsamt des
Innern vorhanden wäre, dann konnte sehr bald die
Leitung der Kriegsgetreidegesellschaft zu anderen Ge¬
schäftsprinzipien gezwungen werden."

Mit der Tendenz dieser Ausführungen sind wir
ja einverstanden, möchten aber bemerken, daß unseres
Erachtens gerade das allzu frühe Lob, das das

„Correspondenzblatt der Generalkommission der Ge¬

werkschaften" und andere gleich nach Kriegsausbruch
über die Reglerungsmaßnahmen ausgeschüttet haben,
geeignet sein konnte, bei den in Betracht kommenden
Stellen die Meinung zu erwecken, als ob auf dem
Gebiete der Sozialpolitik schon genug geschehen sei.

Als bei Aiisbruch des Krieges die ersten sozial¬
politischen Gesetzesakte des Reichstags das Licht der
Wclt erblickten, glaubte mancher, ein Neues Zeitalter
sozialer Reformen sei angebrochen. Man fabulierte
von sozialistischen Errungenschaften und sah den hal¬
ben Zuknnstsstaat verwirklicht. Heute hat die Er¬

nüchterung schon weitere Kreise gezogen und bei kriti¬
scher,. Würdigung z der.syziMVWWm-Tateq'UeibyNOM
besten Falle gransame Illusionen übrig. Der Burg¬
friede wirkt lähmend auf die sozialpolitisch treibenden
Kräfte iind hat einen Statusquo geschaffen, bei dein
die rückständigsten Elemente sich am wohlsten fühlen.
Das schließt jedoch nicht aus, daß wir heute schon be-

stimmte Forderungen mit aller Entschiedenheit geltend
machen müssen. Und wenn jetzt ein energischer Kampf
dafür unmöglich ist, so ist es doch notwendig, uns auf
die kommenden Auseinandersetzungen vorzubereiten
Eine wichtige Rolle hierbei wird und muß die

Schaffung von städtischen paritätischen Stellen

nachweisen spielen. Wir haben bereits in Nr. 1 der

„HandIungsgehiIfen-°Zeitung" von der Schaffung
eines solchen Stellennachweises in München berichtet,

Die bayerische Staats r e gierun g

hatte durch Verordnung vom 26. September v. I.
einen begrüßenswerten Anfang mit der Zentralisation
des Stellennachweises gemacht. Wenn die Regierung
fich noch darüber im unklaren befunden hätte, ob sie
auf dem richtigen Wege war, das Geschrei der Gegner
hätte fie sofort belehren müssen. Wenn man ansangs
der Hoffnung war, daß die Regierung energisch auf
dem beschrittenen Wege weitergehen wiirde, so wurde

man sehr bald eines anderen belehrt. Geheime Kräfte
waren am Werk, nm das Staatsministerium umzii'

stimmen, und ein Erfolg ist auch den Gegnern be

schieden worden. Den Stellenvermittlungsverbänden
der Handlungsgehilfen war um ihr Geschäft bange ge

worden, und sie setzten olle Hebel in Bewegung, das

ihnen drohende Unheil abzuwenden. Widerlich ist,
daß dies unterderMaskederHandlungs-
geh ilfenfreun dlichkeit geschah, die ihnen
abgerissen werden muß, damit das profitlüsterne An

gesicht dieser sogenannten Angestelltenverbände besser
zur Geltung kommt. Dadurch wird aber auch die Dis

kussion über diese Frage vereinfacht. In Nr. 1 des

„Süddeutschen Merkurs" schildert der Kaufmännische
Verein „Merkur" in Nürnberg, was er gegen die

Verordnung voin 26. September unternommen hat
Auf Seite 7 heißt es:

„Eine Abordnung unseres Vereins, bestehend aus

unserem 2. Vorsitzenden, Herrn Claus Drescher uud dein

Verfasser dieses (geprüfter Rcchtspraktikaut A, Mohr), die

von Herrn Landtagsabgeurdueteii Magistratsrat Häberlein
in liebenswürdiger Weise begleitet ivürde, faud daher iii

eiustüudigcr Audienz Wohlwollelides Gehör im Ministe¬
rium. Im Verfolg dieser persönlichen Vorstellung wurde

eine Ueberprüfung der Angelegenheit zugesagt mit dem

Erfolge, daß die kaufmännischen Stelleilvcrmitteluugcis
iion dieser weitgehenden Meldepflicht eutbuuden ivurdcn

und datz das Ministerium einen neuen Erlaß am 12. De-

zember 1914 herausgab, der eiue Verständigung zivischen
Arbeitsamt uud kaufmännischen Stellcuiiachweisen vhuc
Schädigung der Tätigkeit der letzteren anstrebt."

Auch in M ü nch e n versuchten jene Verbände, die

in der „Sozialen Arbeitsgemeinschaft" (S. A. G.) ver¬

einigt sind, das Staatsministcrium nnd den Magistrat
der Stadt München zu einer anderen Haltung zu be¬

wegen. Iil München mußten ihre „guten" Gründe

ohne Erfolg bleiben, da die Praxis gegen sie sprach.
Das Staatsmin,sterii,in begnügte sich aber nicht mit

seiner Abschwächung vom 12, Dezember 1«14; unterm

April 191ö wurde noch folgender Erlaß heraus'

gegeben: .

„Iu 8 19 Ziff. 3 dcr Bcknnutmachung vom 26. Scp-
tember 1914 ist bestimmt, daß die Stellen- und Arbeits¬

nachweife offene Stellen, die sie innerhalb der ersten zwei
Tage nach dem Tage der Anmeldung nicht besetzen können,

spätestens am dritten Tage nach der Anmeldung dem

stfentlichen Arbeitsamt bekanntzugeben haben.
Im Nachgang zur Bekanntmachung vom 12. Dezember

1914 wird bemerkt, dnß es der Besetzung der Stelle

gleichzuachten ist, wenn innerhalb der zweitägigen Frist
Zie Z u w e i s u n g'eines geeigneten Arbeitsuchenden an

den Arbeitgeber erfolgt. In diesem Falle ist die offene
Stelle dem Arbeitsamt erst dann bekanntzugeben, wenn der

zugewiesene Arbeitsuchende nicht eingestellt wird und

andere Stellensuchende nicht mehr zugewieseu werden

können."

Mit diesein neuerlichen Erlaß ist natürlich das

Staatsminifterium von seinem zuerst eingenommenen
Standpunkt abgekommen.

Wir konnten dem geschilderten Treiben unmöglich
ruhig zusehen, und es kam eine Zusammenkunft der

Befürworter einer städtischen paritätischen Stellen¬

vermittlung zustande, um gegen das Treiben Stellung
zu nehmen. Jn einer Eingabe an den Magistrat
forderten wir den weiteren Ausbau der städtischen
paritätischen Stellenvermittlung. Weiter ließen wir

auch dem Staats Ministers um eine ausführ¬
liche Widerlegung der Einwände gegen die Zentrali¬
sation der kaufmännischen Stellenvermittlung auf
kommunaler Grundlage zukommen und verlangten
zum, Schluß, daß auf Grund der Verordnung alle

bayerischen Arbeitsämter angewiesen werden mögen,
eine paritätische Stellenvermittlung für kaufmännisches
Personal den bestehenden Arbeitsämtern anzu¬

gliedern.
So energische Worte das Staatsministerium

für die Notwendigkeit der Zentralisation der Stellen¬

vermittlung gefunden hat, so sehr lassen die Taten

zu wünschen übrig. Diese mangelnde Tatkraft lassen
aber auch die Reichsbehörden vermissen, so daß auch an

eine reichsgesetzliche Regelung in nächster Zeit nicht
zu denken ist. Mit aller Energie müssen wir jetzt von

den Kommunen die Errichtung städtischer paritätischer
MMMchWse'..för-oM.....' V,/"^,... ^.z..s?-,k .,„,, ^

Mit bangen Sorgen umß man, der Zukunft ent>

gegensehen, wenn nach Beendigung des Krieges eine

kolossale Ueberflutung des Arbeitsmarktes eintritt.

Die jetzige Dezentralisation der Stellenvermittlung
kann unmöglich den Anforderungen gewachsen sein.
Heiß wird dann der Kampf um eine zentralisierte
Stellenvermittlung entbrennen, und die Angestellten
werden es bitter empfinden, daß man an eine Regelung
so spät herantritt, deren Notwendigkeit-man sich
unmöglich entziehen kann. Das dürfte aber anch eine

Gelegenheit sein, mit jenen rückständigen Angestellten-
Verbänden gründlich abzurechnen, die aus

^

egoistischen Gründen mit allen Mitteln

gegen die Errichtung einer städtischen
paritätischen Stellenvermittlung ge-

arbeitet haben. Es wirkt wie Hohn, wenn

diese Verbände in einem Artikel der „Münchener
Neuesten Nachrichten", Nr. 78, schreiben:

'

„Es muh befremden, daß das bayerische Ministerium
für die gemeinnützige Stellenvermittelung Vor¬

schriften erlassen hat, die noch nicht einmal für die ge¬

werbsmäßige Stellenvermittelung bestehen, für die

das Gesetz bor allen Dingen geschaffen worden ist. Mit

welchem Recht ein im besten Sinne des Wortes gemein¬
nütziger Verein gezwungen werden soll, die für ihn allein

bestimmten Aufträge zur Besetzung.offener Stellen öffent¬
lichen Arbeitsnachweisen zur Ausführung zu überschreiben,
ist nicht einzusehen. Die schädlichen Vorschriften wieder zu

beseitigen, muß mit allen gesetzlichen Mitteln versucht
werden,"

Die „Gemeinnützigkeit" hat bei näherem Zusehen
eine sehr materielle Grundlage, und es würde besser
heißen: „Wir, lassen nns unsere Einnahmen nicht ^

schmälern." Jn der Tagespresse annonciert der K a n f- ^
.

männliche Verein von 1873 iit München
^

fortlaufend, daß er Bewerber für zahlreiche Stellen

sucht. Die „Gemeinnützigkeit" besteht dann darin,
den sich meldenden Bewerber eine Gebühr von 3 Mk.

bezahlen zu lassen. Nach den vielen Annoncen des

73er Vereins zu urteilen, muß dies ein ganz einträa-
liches Geschäft sein. Nun kann man ja über den Be¬

griff verschiedener Meinung sein. Nach unserer be¬

scheidenen Auffassung wäre ein Stellennachweis im

wahren Sinne des Wortes gemeinnützig, wenn er

allen Bewerber» uiieutgeltlich zur Verfügung stände.
Jn dc» „Bestimmungen der Stellenvermittlung" des
73er Vereins heißt es jcdoch:

«Für Mitglieder ist die Stellenvermittelung kostenfrei.
Mitglieder, die ihrcn Beitragsperpflichtungen nicht nach¬
gekommen sind, kaun die kostenfreie Vermittelung versagt
werden.

fremde Bcwcrbcr haben als Ersatz der baren

Auslagen eine Gebühr von 3 Mk. zu zahlen, siud davon

jedoch befreit, weuu sie sogleich mit dcr Bcwcrbuug dcn
Bcitritt crklärcn. und die Aufuahmcgebühr mit dem ersten
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Bcitrag znhlcn. In diesem Falle genießen sie alle Vorteile

dcr Mitglieder."

I» den meisten Fällen wird natiirlich die Gebühr

umsonst bezahlt, da nnr eincm Teil dcr Bcwcrbcr

wirklich cinc Stellung vcrmittclt werden kann. Von

der glcichcn „Gemeinniitzigkeit" ist der Kauf¬

männische Verein „Merkur" in München,
dcr cs seinem großen Brndcr, dcm 73er Vcreiu, nach¬
macht.

Eine andere Praris dcr „Gemeinnützigkeit" übt

der Münchener Kaufmännische Vcrein siir
wciblichc A „ g e st c l l t e e. V. Im Absatz VI

seiner „Vorschriften fiir die Benutzung der Stellen¬

vermittlung" heißt es:

„Nichtmitglicdcr zahlen l Ml, Einfchrcibcgcbühr. —

Wird cin Engagement für ein NichtMitglied durch unsere
Stellennermittelung perfekt, so ist dasselbe verpflichtet, als

Mitglied in den Verein einzutreten uud je nach Matzgabe
des Gehalts den Vereinsbcitrng für dic Taucr von 1 bis

2 Jahrcn sofort zn crlcgeu, "Auswärtige Damen können

auch Mitglicd Ivcrdcu, Jahresbeitrag 6 Mk."

Dieser Verein, der seine Eristeiiz Uur dem ein¬

träglichen Geschäft mit der Stellenvermittlung ver¬

dankt, ist ohne Frage dic berufenste Seite, sich gegen

die Errichtung von städtischen Stclleiliiachwciscii zu

wcndcn.

Dcr in Miinchen bcstchcnde städtische
Stellennachweis s ii r Handlungsgehil¬
fen hat seine Existenzberechtigung und

seine Notwendigkeit bewiesen. Die Erfolge reden

cinc zu dcntliche Sprache, als daß sie sich aus dcr Wclt

wcgdiskuticrcn ließen. Folgende Zahlen mögcn dies

beweisen:
Miiinil, Wcil'l, Zusammen

Dezember 1914: Arbeitsuchende 3SS 215 580

Vcrmittluugeu 135 23 1S8

Ncugem, Stellen 114 27 171

Januar 1913: Arbeitsuchende 136 125 261

Vermiltlungcn 132 63 195

Neugcm, Stellen 136 67 203

Fcbrnar 1915: Arbeitsuchende 24l 248 489

Vermittlungen 132 44 176

Ncugem, Stelleu 147 50 197

März 1915: Arbeitsuchende 178 251 429

Vermittlungen 103 43 146

Neugem, Stellen 9« 43 139

April 1915: Arbeitsuchende 263 416 679

Vermittlungen 69 42 111

Ncugem, Stellen 66 51 117

Wcnn man bei diesen Zahlen berücksichtigt, i n

welcher ungünstigen Zeit der Stellen¬

nachweis seine Tätigkeit aufgenommen hat, fo sind
dicse Erfolge nach so kurzer Dauer des "Bcsteheiis
doppelt hoch zu werten.

Zum Schluß sei noch eine gnnz besondere Abart

der „Gemeinniitzigkeit" gekennzeichnet, die so recht
zeigt, wie notwendig cine Zentralisation der Stellen¬

vermittlung ist. Es gibt in München cinc großc An¬

zahl sogenannter Handelsknrsc, die cs sich zur Auf¬
gabe gemacht haben, alle gescheiterten Existenzen siir
den kaufmännischen Beruf zurechtzubildem Es wcrdcn

durch Annonccn Schülcr angelockt, um dicscn das

Geld aus der Tasche zu ziehen. Es ist geradczn un¬

glaublich, was ans dicscm Gcbicte geleistet wird,

scholl jahrelang fiihrcn wir cincn energischen Kampf
gegen diese Standesbeglücker. Diese Uiiternehmcn
benutzen nun ihre „gemeinnützige" Stellenvermittlung
als Mittcl, Schüler anzulocken. So annoncicrt das

„Münchener Kaufmännische Institut fiir weibliche

Bnrcankräftc": „In 2 Jahrcn sind in meinem

Institut, welches sür seine Ausgebildeten einen kostcn-
srcicn Stellennachweis ausübt, 117 Frl. in gute
Bnreaiistcllungcn gckommcn, manche mit IM,— Mt.

und mehr." Herr Bernhard Schwarz verspricht dcn

Teilnehmerinnen nach Beendigung des Kursus eine

Stellung und hat zu diesein Zwecke cincn Vcrcin gc-

griindct, dcr — natiirlich nicht in dcr Lage ist, seinen
Schiilerittiicn Stellung zn verschaffen. Jn dem

Prospekt dcr Handelskurse Pon Wilhelm Kulmns

heißt cs: „Mcincn Schülern wird kostenlos Stellung
nachgewiesen nnd übernebme bci gut talcnticrtcn und

intelligenten Danicn und Hcrrcn schon im voraus

Garantie. Ich bin der fortdauernden Ucberzeiignng,
daß von meinem Institut Schüler sehr bcgchrt und

verlangt wcrdcn."

^>o lange gegen die Dummheit kein Kräntlein

gewachsen ist, wird sich hiergegen schwer etwas machen

lassen, da es an einer gesetzlichen Handhabe fehlt,
lleppig schießen ans dem jetzigen Boden der gesetz¬
lichen Bestinimungcn dcrartigc Schwindcliliitcrnchmcn
in die Höhe. Um so notwendiger ist es aber, zu eiuer

gründlichen Reform der Stcllenvermittlcr dic Hand
zu bieten. Eher lernt aber dcr Escl das Lantcn-

schlagen, als daß jcne famosen Angestelltenverbände
sich dazu aufschwingen würden, eine wirkliche
Interessenvertretung der Handlungsgehilfen mitzu¬
machen. So sind wir es wieder, die rücksichtslos das

Allgemeittinteressc vertrctcn.

Die städtische Stellenvermittlung
in München liefert den Beweis, wie segensreich
eine solche Einrichtung fiir die Aiigestclltcn wirkt.

Tausende von Mark sind den Angestellten an so¬
genannten Gebühren usw. erspart geblieben, die sonst
in die unergründlichen Taschen einzelner Verbände

verschwanden. Heute ist aber nötig: Ausbau und

Walter Bensch
geboren am 4. Jnni 1891, Verbandsmitglied scit
August 1913 in Berlin, im Osten gefallen.

Paul Fischer
geboren am 1. Januar 1891, Vcrbandsmitglicd fcit
Februar 1910 in Lcipzig, gcfallcn am 8. Mai bci Aret.

August Gutsche
gcborcn nm 17. Jnli 1883, Vcrbandsmitglicd scit
September 1910 in Hamburg, mit dem Kreuzer Zork
untergegangen.

Karl Krökel

geboren am 11. April 1891, Verbandsmitglied seit
September 1909 in Hamburg, gefallen am 24. April
beim Sturm aus die Eombrcs-Höhcn.

Ernst Ladewig
geboren am 27. April 1880, Verbandsmitglied seit

Jnni 1914 in Hamburg, gefallen im Dezember 1911

bei öjpern.

Edi Langer
gcborcn am 8. Mai 1891, Vcrbandsmitglicd fcit März
1911 in Hamburg, gcfallcn im Wcstcn.

Ernst Neumann

gcborcn am 13. Jnni 1889, Verbandsmitglied seit
März 1913 in Berlin, gefallen am 2. Mai bei Ypcrn.

Erwin Schindler
gcborcn am 24. Jannar 1894, Vcrbandsmitglicd seit
September 1911, gefallen am 13. Mai in Rußland.

Ehre ihrem Andenkcn!

energische Propaganda, da die Einrichtnng uoch viel

zn wenig bekannt ist. Angesichts dcr erfreulichen
Resultate können wir aber auch verlangen, daß man

in anderen Städten cbcnsnlls zur Schaffung von

städtischen Stellennachweisen schreitet, wenn nicht
anders—die Stadt«rwc>!tu,igett iu den Verdacht
kommen wollcn, die Interessen der kaufmännischen
Angestellten in der gröblichsten Weise zu vernach¬
lässigen.

Miinchen, F. Schrödcr.

Wie mn in Sttlill Sozialpolitik macht.
Tcr Gcdantc, öffentlich-rechtliche paritätische

Stellenvermittelungen fiir Handlungsgehilfen zn er¬

richten, ist so gesund, daß er iibcr dic Krcifc nnscrcr

Bcrufsgcnosfcn hinaus Aubäuger gcfnndcn hat. Nach
Anspruch dcs kricgs kamen auch die Handels-
k n ni m c r und dic Ac lt c st c n dcr K auf m a n n -

fchaft zn der Ucbcrzciignng, daß cine Ordnung
dcs kaufmännischen ArbcitsiuaiktcS notwendig ist.
Tic H a n d e I s f a m iu c r z n B crli n antwortete

am 23, September 1911 auf ciue Anfrage:
, . . , dntz wir von Beginn dcr kricgszeit an dcr Frage
der Arbeitsvermittlung für stcllcnlosc knufmnnuischc und

indnstricllc Angcstclltc nnscrc Aufmcrksnmkeit newidmet
linden, Tie Erfnbrnng, dntz mnngcls nnsreichcnder Nnch-
frnge dcn Gcsnchcn dcr Stcllnng bekehrenden Angestellten
nnr in verschwindendem Mnße Ersulg verschasft wcrden

konnte, bnben mich wir mnchcn müsscn. Wir hnbcn nns

deshalb gcrn nn dcn zentralisierenden Bcsirebnngen bc¬

tciligt nnd mit nndcrcn ^ ^mnisntioiicn zusammcn dcn

dnrch ^änlcnnnschlng veröffentlichten Aufruf uuter-

zcichnct, Dieser sicbt nnch cinc Zeutrnlstclle zur gegen¬

seitigen Zuweisung der iu den cinzclncn Snmmcl- und

Verinitttnngsstellen nngcsnmmcttcn Stellengcsnchc und Bc-

dnrfsanincldnngcn vor. Tiese in dem Zentralverciu für
Arbeitsnachweis bestehende Vermittlungsstelle dient auch
dcr knufmnnnifchen und gewerblichen ArbeitSnnchwciSvcr-

inittlnng. Die Frngc, ob dnzn cinc cigcnc besondere Ad-

teilung nötig ist, berührt die innere Trgnnisntion nnd

tnnn von hieraus nicht beurteilt wcrden.

Wir müssen daher: davon absehen, Ihre Eingabe
uuscrcrseitS zu unterstützen, sind oder gcrn bcrcit, ctwn
in der Praxis hervortretende Mängel in dem ^nnktio-
iiicrcn dcö Apparats vci der Bermittlnngsstcllc zur

Sprache zu bringen uud bei ihrer Abstellung Bcistaud zu

leisten,
Dic Handclskammcr zn Bcrlin

Franz v, Mcndclsohn.

Noch klarer war die Antwort, die die A e I t e st c n

der Kaufmannschaft am 25. September
gaben:
. . . . dnfz wir bereits nin 10, d. M. beim Magistrat der

Stadt Berlin dcn Antrng gestellt hatten,
1. cine Stellenvermittlung für kaufmäuuischc Ange¬

stellte ins Lcbcn zu rufe» uud

2. in Verbindung mit analogen Stellenvermittlungen
i» den Vororten eine Zcntralisicrung dcr Stcllenvermitt-

luug für kaufmäuuische Angestellte in dic Wcge zu lcitcn,

Dic Neltcstcn der Kaufmannschaft zu Berlin

Knempf. , Weigert.

Infolgedessen ^ und da die Aeltesten dcr Kauf-

maiiiischast ihrcn Antrag nachträglich dahin ausgcdehut
haben, daß anch fiir technische Angestellte eine solche
Ztcllenvermittelnng geschaffen wcrdc — berief der

Magistrat im Oktobcr ciiic Koufcrcuz dcr iir

^ ragc k o m m c u d e » A u g e st c l l k c u vcr¬

bändc ei», Stadtrat Maas eröffnete die Sitzung
niit der Bemerkung, daß der Magistrat sicb zwar noch

uicht eutschiedeu habe, aber doch der Sachc iyuipathisch
gcgcuübcrstclic, Tie Vertreter des ^cntralvcrbaudcs
der Haudlniigsgcliilfcu, des Bereius der deuticheu

Kauflei,te, des Tentschnationnlen Handlungsgehilfen-
Verbandes, des Bundes der technisch-industriellen Be»
amten und des Teutschen Tcchuitcrvcrbaudcs iprachcu
d a für, dic des Kaufmäuuischeii Verbandes für weib¬

liche Aiigestelltc, dcs Bcrbauocs deutscher Haiidliiiigs-
gchilscn. des Vereins junger Kaufleute, dcs Vcrcins
fiir Hanvlnngskomiuis von 185,8 dagc g e u. Wälirend
man so da saß und diskutierte, tarn plötzlich eiu kahl¬
köpfiger Herr in das Zimmer hcreiugeschneit und

änßcrtc durch Gcbärdcn tz, B. wicdcrboltcs auffälligcs
1Ihr-aus-der-Tasche-ziebcii> iclir ungnädig seineu Un¬

mut darüber, daß die Anwesenden nicht schnell genug

verstummten, um seiuc Meinung auzubörcn. Er er-

ertlärtc dauu, wcuu nicht allc Angestelltenverbände
ihrc Berbaudsstelleuvermitteluna siir Berlin eingeben
ließen, solle man sich teine Hosfuuug aus eine städtische

Stellcuvcriuittclung fiir Angcstclltc maciicu. Sprach's
und verschwand — nud die Sitzung war zu Ende,

Ter uuguäoigc Hcrr war nicht ctwa dcr Tbcr-

bürgcriucistcr odcr wüst cine Berliner Amtsperson,
sondern — der betriebsame Herr Tr, F r c u u d vom

Zentralverciu fiir Arbeitsnachweis,
Nun vergingen lauge Wochen, während der cr cbcnso

wic die laus m ä „ n i s ch cnStcllc u v c r m i t t e-

l ii n g S v c r e i n c seinen Einfluß dabin geltend
machte, dnß die städtischcn Körpcrichaftcu kcinc

^tellenvermittcluug fiir HaiidluugSgcbilfcn und

Tcchnitcr schaffcn möchten,. T c r M a g i st rat lic ß
die Zache einschlafen. AIS dauu die sozial¬
demokratischen ^tadtvcrorducteu auf Anregung aus

den Kreisen der Augestellten die Errichtung einer

solche,i ^telleiivermitteluug beantragten, wurde sic
Anfang Mai von deu S t a d t v e r o r d u c t c u im

Einverständnis mit dcm Magistrat abgclclmt, wobci

man sich auf dcu Sachvcrständigcn Tr, Freund berief.
Damit schien die Sache zu Eudc zu sciu. iic war

cs abcr uicht. Iu der zweiten Hälfte des Mai ver¬

öffentlichte Tr. Freund in dcn Tages- nud Fnch-
zcituugcn folgcndc Bckanntiuachung:

„Ans dein Archcitsrnnrkt, ist zurzeit cin empfindlicher
Mangel an männlichen Arbeitskräften nnd ein ilcbcrflns;
an wciblichcn vorhandcn, Bci dcn Ärbcitsnnchivciscn ivcr¬

dcn Tausende bon männlichen Arbeitskräften dringend ver¬

langt, dic nicht gestellt ivcrdcn könncn, währcnd Tausende
von Arbeiterinnen bcschnftignngslos bcrnnigebcn nnd Ar¬

bcitsloscn- udcr sonstige llnlerstützung in Änsprncb nclnnen.

Es crschcint dcsbnlb dringcnd notwendig, daß in noch weit

größeren, Umfange nls bisbcr versucht ivird, ivcibliche Ar-

bcitskrnstc nls Ersntz sür männliche hcrnn,^n ncbcn, Tcr

Bcrlincr Zcntrnlnrbcitsnnchwcis bat bcrciis znblreichc
Vermittlnngcn siir Arbeitsstellen gctätigt, dic sonst nnr

uon männlichen Arbeitskrästen besetzt lvnrcn. So z. B,

in der Metnllindnstrie: Arbeiteriiinen für dic Trcbbnnk,
die Stanzerei nnd .min .Noblcnstnmpfcn. für dns Trchen
von Grnilntcn, fiir Schrnubcndrcbcn nnd für >llcinpncrci.
In dcr chemischen Jndnstric: zrim Pillcndrcben, füllen.
Stampfen, ?Nchrerc Apothckcn stellen anch Francn als

Hausdicner ?in. In der Lcdcrindnslric: Arbciterinncn

für Sattlerei nn der großen «nttlcrmnschinc nnd nn dcr

großen :chlihlnnchcrmaschine. In Bierbrnnercicn:

Ftaschcnspülcrinncn nn dcr Mnschinc; in dcr Bctlcidnngs-
indnstric: Frnncn als Büglerinncn nnd «tcppcrinncn für
Konfektion, Icii Bllchdrnckcrcien: nls Schrifiicvcrinncn
nnd Einrichtcrinncn. fcrncr für Giiternbfertignng zum
Verladen: für Tischlercien, für Holzbnndlungcn, als

Hcizcriniien nnd Fnhistnhlführerinnen, cbcnso als Nad-

fnhrcrinncn und Kntschcr. Bci einigem guten Willen nnd

einiger Nachsicht der Arbeitgcbcr könnten znbtrcicbc Rückcn.

dic sich jetzt scbr cinpsindlich gcltcnd ninäicn, ausgefüllt
iverden, Tie Arbeitgeber sollten daher in ibrcin eigensten
Jntercssc und im Jntcrcssc dcr Allgemeinheit erwägen,
ob nnd in wclchcin Ilinfnngc bci Mnngcl nn männlichen

Arbeitskräften ivciblichc znm vorübcrgcbcndcn Ersntz cin-

gcstcllt ivcrdcn könncn,

Dcs wcitcrcn wcrdcn bon allen Bcbörden in sehr
großcr Znhl B e n mt c n n d A n g e st e l l t c vonr Kricgs-
dicnst rcklnmicri, ivcil sie znr Anfrechtcrbnltnng des Bc¬

tricbcs nncntbcbrlich sind, Hicr solltc nber bei jcdcr Re¬

klamation cingcbcnd gcprnft iverden, ob ilicht dic bctrcf¬
fcndc Arbcitsirnft bci B!nngel an gccignctcn männlichcn
Pcrsoncn dnrch ivciblichc Pcrsoncn crsctzt ivcrdcn kann.

Es ist gnnz selbslvcrständlich, dnß jeder Bebörde ein Kstab

von cingenrbeiteten Benmten nnd Angcstclltcn crbaltcn

blcibcn muß, Dnncbcn sind nbcr zahlrcichc Arbcitsstcllcn
vorhanden, z. B, im Kanzlei- und R e g i st r a t u r -

dienst, die > nnch cinigcr Vorbercitliilg durch iveibliche
Personcn besetzt iverdcu könilen, Für solchc Stcllcn kom¬

mcn insbcsondcre nuch ivciblichc Arbeitskräfte nuS dcn

sogenannten - „besseren" Ständen in Frage, die durch
llcbcrnahinc cincr solchcn Tätigkcit einc patriotische Pflicht
erfüllen würden. Durch die i^inschräntnng dcr Rckln-

mntionen ivürde »lnn nbcr anch den Wiinschcn dcr Rckln-

inicrtcn sclbst cntgcgcnkourincn, die dic Rcklamation pcin-
lich cmpfindcn, ivcil sic nntürlich licbcr ihre vaterländische
Pficht inr Fcldc crfüllcn wollcn, Tcr Zentral-

r beit s n a ch iv c i s iv i r d in Bäldc eine bc -

s ondcrc A b l e i I u n g für die Vermittlung
f o I ch c r >^l r b e i t s st c l l c n c i n r i ch t c n. Was für die

Reklamationen von Bchördcn gcsngt wird, gilt in vcr-

stärktcm Mnßc für dic Rcil-amationcn vun Betrieben,
dic f ü r d c n H c c r c s b c d c> r f arbcitcu. Auch hicr
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sollte der Reklaination nur stattgegeben wcrden, wenn fest¬
stellt, dasz die männliche Arbeitskraft durch weibliche nicht
ersetzt werdcn knnn,"

Also dem Antrage auf Errichtung einer städtischen
paritätischen Stellenvermittelung für Ange-
stellte hilft Herr Dr, Frennd das Grab schaufeln, Ist
der Antrag erledigt, dann gründet cr nnf eigene Fanst
eine b u r e a u k r at i s ch e Stellenvermittelung für
weibliche AngestelIte! Kommt es dem Magi¬
strat und den Stadtverordneten nicht so vor, als seien,
sie an dcr Nase hernmgeführt worden?

Die Kl

Die Fürsorge für Kriegsverlehte.
Ter Arbeitsnnsschnß für das cin¬

hcitlichc A n g e st e l l t c n r e ch t, dem solgende
Vcrbändc angeschlossen sind:

Allgemeiner Vcrband dcr Deutschen Bankbeamtcn —

Allgemeine Vereinigung der Teutschen Buchhandlungs-
gchilfcn — Bund der tcchuisch-industriellen Beamten —

Teutscher Stcigcrverbsnd — Dcutschcr Zuschneidcr-Ver-
bnnd — Verband der Burcaunngestelltcn Deutschlands —
Verband dcr Dcutschcn Vcrsichcruugsbcamtcn — Vcrbaud
dcr Knnstgeiuerbezeichner — Vcrbaud technischer Schiffs-
oiüzicrc Vcrcin dcr Deutschen Kaufleute — Wcrk-
mcister-Vcrbaud für das dcutschc Buchbinder-Gewerbe uud

ecrwandlcr Bcrufc — Zcntralverband dcr Hnudlunas-
geliilsen

bat sich mebrfack mit der Fiirsorge fiir Kricgsvcrlctzte
beschäftigt und fiir ibre Wirksamkeit folgende Leit¬
sätze aufgestellt:

Leitsätze,

Tic Hnrkorge kür dic Kriegsverletzten nnd die Kriegs-
tränten iii cinc Aufgabc dcr Sozialpolitik, zu dcreu Regc-
nmn das Reich unter Mitwirtuug dcr Bundcsstaaten und
dcr Gemeinden bcrufcu ist.

I, Gliederung dcr F ü r s o r g e t ä t i g k c i t.

Hci lfü r sorg e. Zur Heilung sind alle ärztlickcn
rind orthopädischen Bchnndlungsmöglichkcitcn zn crschvpfcu,
nni dcn Kricgsbcschndigtcn dic höchst crrcichbare Arbeits-

sähigtcit iuicdcrzngcvcn,
Rentenf ü rsor g c, Für die Bemessung der Rcnten-

säbc iit nickit nur der militärische Grad des Invaliden
nnsscbingnebcnd, sondcrn der Verlust nir Erwcrbsfähigkcit
gcgcnübcr dcm bernflichcn Einkommen, das dcr Vcrtctzte
vor scincr Kricgsdicnsllcistuug bczogcu hat.

Nach abgeschlossenem Hcilvcrfahrcn crfolgt die Rcntcn-

scstscbnng für cinc bcstiinmtc Mindcstdaucr: Rcntcnhernv-

fctzungcn, dic sich nnf dic Höhc des jcwciligcn Arocitscin-
kommcnS bczichen, sind unzulässig,

B cruf s b c r a t u n g, Dic Beratung mutz grund¬
sätzlich da? Zic? vcrfolgcn, dcn Kricgsbcschndigtcn möglichst
scincm trüberen Bcrnfc ivicdcr zilznfiihrcn, Zn dcn Fällcn.
in dcncn cin Bcrnfswechscl notwendig ivird, ist dic Bc-

rufsbcrntnng durch cntsprcchcnde Ausbilduugscinrichtnngcu
zu crgänzcn,

A r bcit S beschaffn u g, Dic dcm Kricgsinvnlidcn
vcrblicbcnc Arbcitstrnft dnrf dcr Volksirirtschaft nicht vcr¬

lorcn gcbcn. Durch cinc cinhcillich geregelte Arbeitsvcr-

mittciung sollen dic Kricgsbcschädigten wicder in das Wirt¬

schaftsleben ciugcglicdcrt ivcrdcn. Für dic Entloimung ist
dic für glcichc ^cistuug gcltcndc Gchnltsböhc cincs gc-
funöcn Privntnngcstcllicn ziigruude zu legen. Einer An¬

rechnung der Renten auf dic Gchältcr musz vorgebeugt
wcrden.

Il, Organisation.

In allcn Orten, in dcncn Lazarcttc, Kriegcrhcilstättcn
nnd Ersatztrnppciitcikc Mannschaftcn cntlasscn könncn, sind
Ortsausschüsse zn bildcn, die sich ans Vertretern dcr Ar¬

bcitgcbcr-, Arbcitcr- nnd Angcstclltcnorganisntioncn zu-
snmmenscbcn,

Dic Ortsausschüsse sind zu Provinzial- und Lnndes-

ansschüsscn zu vcrcinigcn: als Spitze ist eine Rcichszentrale
zu schaffen. Die Znsammensetzung ist bei nllen Instanzen
paritätisch, Dcr Arbcitncchmcrgruppe müsseu mindestens je
zwei Angestellie angehören.

Die Berufsberatung der Ortsausschüsse uud die Ar¬

beitsbeschaffung erfolgt durch cin unmittelbares Jusammcn-
wirlcn mit dcn öffcntlichcn Arbeitsnachweisen.

Tic Vcrbnndsstcllcniinchivcise sind, sowcit sic sich mit

dcr Arbeitsbeschaffung dcr Kriegsbeschädigten befassen, dcn

öffentlichen Arbeitsnachweisen einzugliedern. Den ge¬

werbsmäßigen Stcllcnvcrmittlcrn ivird dic Arbcitsbcschaf-
fiing nu Kricgsinvalidcn nutcrsagt.

Die Organisation dcr Kriegsbcschädigtensürsorge Ivird

auf össentlich-rechtlichcr Grnndlagc crrichtct. Die Kostcn
trägt das Rcick.

III. Wirksamkeit der Arbeitsgemeinschaft.
Die Verbände der Arbcitsgcmcinschast propagieren ge¬

meinsam cine reichsgcsctzliche Regelung im Sinne vor-

stchcndcr Grundsätzc.
Es ivcrdcn Sckrittc uutcrnoinmcn, um Vcrtrctcr dcr

gewerkschaftlichen Angcstcllteiibcwcgiing in die Körper¬
schaften dcr Kriegsbeschädigtcnfürsorgc zu bekommen.

Durch cntsprccheude Verständigung dcr an dic Arbeits¬

gemeinschaft angcschlosscncn Perbände Ivcrdcn an allen

Orten, nn denen Ortsvcreiuc bestehen, Vertrauensmänner

bestimmt, die für die Ortsausschüsse oder sonstige örtlichc
Beratungskörper auf dicscm Gcbict vorzuschlagcn sind,

Tic Arbeitsgemeinschaft ivird ihr Augenmerk bcsou¬
dcrs daraus richten, einzelne Gruppen dcr Augestclllen-
berrrfc vor einem übermäßigen Zustrom vou Kriegsiuva-
lidcn zu schützen und deshalb für eine geregelte Arbeitsvcr-

tciluii'g cintrctcn.

Die Arbcitsgcmcinschast ivird untcr dcn Prioataugcstcll^
tcn in Wort und Schrift aufklärend wirken, um den kriegs¬
verletzten Angestellten und Arbeitern dic Ausübung ihrer
beruflichen Tätigkeit.zu erleichtern.

Das nene Koukurrenzklausel-Gcsetz hat den Zweck,
diejenigen Vereinbarungen, durch die der Aiigestelltc
nach Ablauf feines Dienstverhältnisses in seiner ge¬

werblichen Tätigkeit beschränkt wird, einzuschränken.
Es schreibt unter anderem vor, datz Konkurrenz-
klauseln für Angestellte, die nicht mehr ab<15Ug Mk,

jährlich beziehen, ungültig find. Sie sind— von den

sonstigen Bestimmungen abgesehen — auch ungültig,
wenn sich der Prinzipal nicht schriftlich verpflichtet,
dem Angestellten für dic Dancr dcr Konkurrenzklausel
eine bestimmte Entschädigung zu zahlen. Trotzdem
schließt dic Firina Paul Juhl in B e r l i n und

nndcrcn Ortcn noch jctzt Konkiirrcnzklnuselverträge
nachstellender Art nb, die diesen Bedingungen nicht
entsprechen, also ungültig sind. Sie rechnet
offenbar auf dic Unerfahrenheit vieler Angestellten in

Rechtssachen nnd glaubt, daß dic Angestellten sich in

dieser Rechtsnnkenntnis au den Vertrag gebunden
halten.

Ich bescheinige hiermit, von dcr Paul Juhl, Tabak-

Jndustrie-Gcsellschnft m. l>. H. als Vorsteher und Ver¬
walter dcr Filiale unter »achftchcndcn
Bcdingungcn augestellt worden zu sein:

1. Ich verpflichte mich, iir eigener Person an Stelle
dcr Geschäftsführer dcr genannte» Gesellschast und unter

eigener Verantwortung alle diejenigen Vorschriften zu be¬

achten und zu befolgen, zu welchen die Geschäftsführer nuf
Grund der Gewerbeordnung oder sonstiger gesetzlicher Be¬

stimmungen odcr nnf Grund von Polizci-Vcrordnungcn
odcr der Zigarctlenftener-, Krnnkcnvcrnichernngs-, Altcrs-
nnd Jttvnlidcn-VcriichcrungS- nnd Pcnsions-Vcrsichcrungs-
Gcsctze vervflichtct sind, i Siehe auch Betr,-Ordnung der

Panl Juhl, Tabak-Jndustric-Gescllschaft m. b. H.) Auch
vcrpflichtc ich mich, alle dcr Polizci, dcn Gcrichtc», son¬
stigcn Behörden und dcm Publikum gcgcnübcr von dcr

Geschäftsleituug zu bcobachtcndcu öblicgcnheitcu an

Stcllc dcr Geschäftsleitung unter eigener Verantwortung
wahrzunehmen.

2. Ich verpflichte mich fcrncr:
nur dicjcnigcn Artikel und Wnrcn zu verkaufen,

ivclchc mir voll der Paul Juhl, Tabak-Jndustric-Gesell-
schaft m. b, H. zu dicscm Zwcckc übergcbcn sind,

K, im Einzclvcrkciuf sowohl als auch bci Verkauf gc-

schlosscncr Kistcn bczw. Kartons die von der genannten
Gcscllschnft fcstgcsctztcn und mir bekanntem Verkaufspreise
bezw. Rabatte, welche in allen Filialen gleich und streng
fcst sind, unbedingt einzuhalten,

c, die von der geunnntcu Gesellschaft festgesetzten
Engrospreise nur solchcn Abnehmern einzuräumen, die

sich als Wiedcrvcrkäufcr ausweise» können odcr deren

Adresse und Bcruf als Wicdervcrkäufcr mir bekannt sind,
cl, von Lieferanten odcr dcrcn Bcauftragtcn weder

Gcldgeschcnkc noch sonstige Gratifikationen ohne aus¬

drückliche Gcnchmigung dcr gcnannteu Gcscllschast für
jcdcn Einzclfnlt anzunehmen.

c. der Paul Juhl, Tabak - Jndilstrie - Gesellschaft
m. b, H„ gemäß H 5 dcrcn Betr.-Ordnung, eincn Bar-

bctrng in Höhc von Mk bis spätestens
als Sicherheit zu übergeben, andernfalls

die Gcscllschast bcrcchtigt sein soll, das Dienstvcrhältnis
sofort ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu lösen,

f. die mir beknnnten Beitimmlingen dcr Bctricbs-

Ordnuiuz dcr Paul Zuist. Tabak-Zndnstric-Gcscllfchast
m. b. H., wclchc ich hiermit ausdrücklich als für mich rechtS-
vcrbindlich anerkenne, gewissenhaft -zu befolgen.

g. innerhalb 3 Monaten nach dcm Tngc meines Aus-

scheidcus aus dcm Bctricbc dcr gcuanntc» Gcscllschaft im

Ilmkreisc von 500 Metern dcr von mir zuletzt verwalteten

Filialc wcdcr Stellung in eincm Konkurrenzgeschäft an¬

zunehmen, noch sclbst cin Zignrrcngcschäst zu errichten
odcr mich an solchem zu beteiligen,

3. Für jcdcn Einzclfnll dcs Zuwidcrhnndclns gegen
cine dcr unter 2^ bis ck genannten, von mir ribernommcncn

Verpflichtungen habe ich an dic Paul Juhl, Tabak-

Jndustrie-Gesellschaft m. b. H. eine Vertragsstrafe von

Mk. 75 zu zahlen.

Für deu Fall dcs Znwidcrhnndclns gcgcn dic untcr

2g genannte und vou mir ausdrücklich übcruummene Ver¬

pflichtung habe ich an dic Panl Juhl, Tabak-Industrie-
Gesellschaft m, b. H. eine Vertragsstrafe von Mk, 500

zu znhlen. Ich räume hiermit dcr Paul Juhl, Tabak-

Jndustric-Gcsellschaft m, b. H, das Rccht ein. die von m,r

geleistete Sichcrheitssumme bis zu drei Monaten nnch
meinem Auöschcidcn ans dcin Betriebe eiuzubcbaltcn und

ucrpfändc glcichzcitig hicrmit dcr genannten Gesellschaft
mein Recht ans Rückforderung der Sicherheitssumme für
die gleiche Dauer zur Sicherung dcr Vertragsstrafe oder
eines sonstigen Ersatzanspruches,

4. Für mcine Tätigkeit erhalte ich:
u. cin fcstcs Gchalt vun Mk p. Monat

d. eine Tantieme vou 2°/g> von der monat- lMk

.. 3«/„I lichen Netto- s .. . . . .

» ,, ,, 4°/glDetail-E»mahmeI ,. . . . .

., S°/„> über l
„ . . . .

«. Mk pro Monat für Nanchzigarren
ck,

„ 3,— „ „
als Mnnkogeld

nnd zwar in der Weise, daß Ms. .... pro Monat als

Differenz vom Warenlager abgebucht wird.

5. Für dic Taucr ciucr Vcrhiudcrnng au dcr Dienst¬
leistung tauch im Falle einer Erkrankung! verzichte ich auf
meinen Gehalts- und Tantiemeanspruch.

S, Es sindct eine gegenseitige, einmonatige Kündi¬

gung nnd zwnr derart statt, daß dieselbe nur zum

Schlüsse jeden Knlendcrmonats zulässig ist.
7. Für Streitigkeiten aus meinem Dienstverhältnis

bei dcr Paul Juhl, Tnbak-Jndustrie-Gesellschaft m. b. H.
soll das Kaufmanusgcricht zu zu¬

ständig sein.
3.' Mein Antritt crfolgt am . ., die

Uebernahme der Filialc am

Berlin-Panksw, dcn 1015.

Th. Lc spart, der Vorsitzende des freigewerk-
fchnftlichen Holzarbeiterverbandes veröffentlichte in

den „Sozialistischen Monatsheften" vom 15. April
folgende Abhandlung:

Die gemeinfamen Interessen der Ar¬

beiter und der Industrie.
Ueber viele Gegner der Arbeiterbewegung ist es

nach eigener Aussage wie eine Offenbarung ge¬

kommen, als sie die Haltung der fozialdemokratischeu
Partei und der Gewerkschaften nach Ausbruch und

während des Krieges sahen. Das gilt nicht nur für
die Bewilligung der Kricgskrcdite durch die fozinl-
deinokrntische Fraktion im Reichstag, sondern ebenso
für die Stellung der Gewerkschaften zu den wirt¬

schaftlichen Aufgaben der Kriegszeit. An über¬

schwenglichen Wortcn hat es denn nuch nicht gefehlt,
und dns Lob der Arbeiter ist in hohen Tönen er¬

klungen. Sicherlich haben die meisten Lobredner ihren
Empfindungen einen aufrichtigen und ehrlichen Aus¬

druck gegeben. Es hatte bci ihnen erst der großcn
Gefiihlserregnng, die der Aiisbruch dcs Krieges
brachte, bedurft, um die Jahrzehnte alten Vorurteile
nnd die cingefressene Voreingenommenheit gegen die

Arbeiterbewegung niederzukämpfen. Vielen sind ans
diese Weise tntsächlich jetzt die Augen aufgegangen.
Mit denen, die vielleicht nur gezwungen in das Lob

mit einstimmten, wollen wir des Burgfriedens wegen
uns jetzt nicht beschäftigen.

Oft und viel ist, wie gesagt, in diescn Kriegs-
monaten auch das Lob der Gcivcrkschnftcn gcsnngcn
wordcn. Man rechnet cs ihnen als Verdienst nn,

daß sie sofort nach Ausbrnch des Krieges alle Streitig¬
keiten mit den Arbeitgebern beigelegt haben. Man

erkennt ihre großen Leistungen auf dem Gebiet der

Arbeitslosenfürsorge an und hebt rühmend hervor,
wie sie durch positives Handeln mithelfen, daß Deutsch¬
land auch auf wirtschaftlichem Gebiet den schweren
Kampf siegreich durchführen kann. Es sind dcr
stimmen gar viele, die sich so geäußert haben, und

viele schr bcknnnte darunter, selbst ans dem Lager der

crtrcmftcn Gcgncr. So viclc, dnß Zitnte hier über¬

flüssig sind. Wenn Gegner uns loben, so erweckt das

gewöhnlich cin Peinliches Gefühl in unseren Reihen.
Im vorliegenden Fall braucht uns aber ein solches
Gefühl nicht zn stören. Warum sollen wir cs nicht
gern hören, wenn die Wahrheit über unsere Be¬

strebungen endlich erkannt wird? Was darauf für
die spätere Zukunft zu geben ist, das ist natürlich
cine Frage für sich. Vorläufig kann cs nns genügen,
die Tntsnche fcstznstcllcn, dnß nns dem Mnnd dcrcr,
die in dcr offenen nnd versteckten Bekämpfung der

Gewerkschaften sich nie genug tun konnten, jetzt Ur¬
tcile über deren Notwendigkeit und Nutzen vor aller
Welt ausgesprochen worden sind, die bestehen bleiben
werden.

Fragen wir uns nun, durch welche Handlung oder

Unterlassung die Gewerkschaftcn dazu beigetragen
haben, diesen Umschwung dcr Mcinnngcn hcrbeizn-
führen. Jn erster Linie kommt hierfür natürlich die

Bewilligung der Kriegskredite durch die sozialdemo¬
kratische Reichstagsfraktion in Betracht, nm so mchr,
nls jn in der Regel kein Unterschied zwischen den

Gewerkschaften und der Sozialdcmokratie gemacht
worden ist. Jn Wirklichkeit trifft aber das Verdienst
an dieser im Reichstag offenbarten Einigkcit des

deutsche» Volkcs nicht die Gewerkschaftcn uiid mnß
dcswcgcn hier ausscheiden. Daß die Gewerkschaften
bei Ausbrnch des Krieges alle Streiks aufgehoben
haben, ist richtig. Sie haben damit jedoch keineswegs
daranf verzichtet, nnch während des Krieges regu¬
lierend und vermittelnd bei Lohnstrcitigkeitcn einzn-
greifen; manche Lohnbewegung ist auch in dieser Zeit
von den Gewerkschaften geführt worden, und vor

allen Dingen haben sic in zahllosen Fällen Verschlechte¬
rungen dcr vor dem Krieg erzwungenen Lohn- und

Arbeitsbedingungen abzuwehren verstanden. Daß die
meisten Lohnbewegungen auch schon vor dem Krieg
ohne Arbeitseinstellung durchgeführt worden find, ist
bekannt. Ebenso hat stch die Arbeitslosenfürsorge der

Gewerkschaften, abgesehen von ihrer größeren Aus¬
dehnung, durchaus in der gleichen Richtung wie vor
dem Kricg bewegt.

Bleibt noch das Zusammengehen mit den Unter-

nehmerorgnnifntionen in dcn Kricgsarbeitsgemein>
schaften, wodurch die Gewerkschaften angeblich zum
erstenmal anerkannt haben sollen, daß die Arbeiter
wichtige gemeinsame Interessen mit den Arbcitgcbern
haben. Und oft haben ivir seitdem den Wunsch
äußern hören, daß diese neue Erkenntnis bei den Ar¬
bcitcrn nnch iibcr den Krieg hinaus fortdauern möge.
Auch auf dcr kürzlich abgehaltenen Hauptversammlung
des Arbeitgeberbundcs fiir das Baugewerbe ist dieser
Wunsch ausgesprochen worden. Ja, die Organe der
gclbcn Gewerkschaften feiern es sogar als ein wert¬
volles Zugeständnis an dic Grundsätze ihrcr bewährten
Organisation, daß nnscre Gewerkschaften sich mit dcm
Unternehmertum zu Interessengemeinschaften während
dcr Kricgsdauer zusammengeschlossen haben.

Es scheint daher richtig zu sein, was anch der
Staatssekretär Dr. Delbrück im Reichstag ausgeführt
hat: daß man hüben wic drüben sich jetzt über vieles
besser belehrt hat nls bishcr. Auch sonst spricht man
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ja recht viel vom Umlernen in dieser Zeit. Ganz
mit Recht, denn die Zeit ist noch immcr die beste
Lehrmcisterin gcwcscn. selbstverständlich wcrden anch
die Gewerkschaften und dic Arbeiter im allgemeinen
aus den Erfahrungen und den mancherlei Verände¬

rungen, die dicfer gewaltige Weltkrieg herbeiführt,
manches zulernen müssen. Tas haben wir schon
immer als unscre Pflicht angesehen nnd unseren

Stolz darin gesucht, nicht konservativ, sondcrn fort¬

schrittlich zn sein. Selbst also, wenn wir umlernen

mühten, wäre das nichts Neues. Wir haben znm

Beispiel sriihcr cinmal dcn prinzipiellen Standpunkt

vertreten, die Unterstützung der Arbeitslosen fei ledig¬
lich Anfgabe des Staates, die Gelverkfchaften aber

würden durch das Kassengepäck znr Versumpfung ge-

führt. Ebenso hnbcn wir, um noch cin anderes Bei¬

spiel zn nennen, znm großen Teil auch dic Tarifver¬

träge abgclchnt und die Buchdrucker wegen ihrer

langfristigen Tarifdauer verfemt. Auf diesen und

manchen anderen Gebieten haben wir teilweise recht

gründlich umgelernt, haben Irrtümer abgestreift, je

mchr wir durch die Entwickelung der Dinge und durch
die prnktische Tätigkeit zur Klarheit gekommen sind.
Aber was dic gcmcinsamcn jntcrcsscn zwischen Unter¬

nehmern und Arbeitern anlangt, so ist ein Umlernen

auf unserer Seite nicht nötig. Hier genügt vielmehr
ein besseres Verstehen der gewerkschaftlichen Forde¬

rungen und Ziele, die schon immer neben der energi¬
schen Vertretung der Arbeiterinteressen zngleich auch

auf dns Interesse der deutschen Industrie und der

deutschen Volkswirtschaft gerichtet gewesen sind.
Dicscs bcsscrc Verstehen vielleicht noch etwas zu er¬

leichtern, soll der Zweck der solgenden Ausführungen
fein.

Die Gewerkschaften sind allerdings in erster Linie

ein Teil der großen Massenbewegung der Arbeiter und

fiir dicse wirksam. Jn der heutigen Gesellschaft, in

dcr die Klassenscheidung größer ist als in jcdcr

früheren Zeitperiode, bilden die Arbeiter cine Klasse

sür sich, obwohl ihre Abgrenzung immer schwieriger
geworden ist. Das Erstarken dcr Angestellten-
öewegilng zum Beispiel und die Gleichartigkeit oder

Aehnlichkeit ihrer Forderungen mit denen der Ar¬

beiter zeigen gewisse Berührungspunkte mit Ange¬

hörigen solchcr Krcisc, die sclbst bei weitester Ans-

Icgung dcs Begrifss nicht mehr als zur Arbeiterklasse
gehörig angeschcn werden können.

Natürlich haben wir als Arbeiter uns zu aller¬

erst sür unsere Klafseninteressen einzusetzen, wie es die

Angehörigen aller anderen Klnssen auch tun. Also ist
unscre Bewegung eine Klassenbewegung, unsere For¬
derungen sind Klassenforderungen, unser Kampf zur

Erreichung unserer Zicle ist der Klasscnkampf der Ar¬

beiter. Wie man ebenso auch die Bestrebungen der

Agrarier eine Klassenbewegung und einen Klassen¬
kampf nennen könnte? womit natürlich nur der Name,
uicht auch der Inhalt der verschiedenartigen Klassen¬
bestrebungen in Vergleich gestellt sein soll. Da unsere
Forderungen bisher in der Regel von allen anderen

Klassen abgelehnt und bekämpft worden sind, höchstens
mit einem Unterschied in der Art der Bekämpfung
und in der Begründung für die Ablehnung, so konnte

es auch nicht ansbleiben, daß wir alle gleichermaßen
als unsere Gegner einschätzen und behandeln mußten.
Aber cin großer Irrtum ist es gewesen anzunehmen,
die Arbeiter hätten sich mit Absicht isoliercn wollen.

Es ist nicht die Schuld der Arbeiter, wenn sie tat¬

sächlich immcr mehr in eine weitgehende Exklusivität
hineingetrieben worden sind, so daß es den Anschein
hatte, als ständen sie außerhalb der Nation. Das

Heimatgefühl nnd die Heimatliebe ist bei den Ar¬

beitern stets mindestens in dem gleichen Maß vor¬

handen gewesen wie in den anderen Klassen. Aber

der persönliche Egoismus ist in dcr Arbcitcrklassc stets
bekämpft Ivorden, als Demokraten ans Prinzip hnbcn
wir von jeher das Wohl der Gesamtheit über die

Interessen des einzelnen gestellt.
Dnmit komme ich ans die Frage der gemeinsamen

Interessen zurück. Wie hätten wir dazu kommen dür¬

fen den Grundsatz der Demokratie, daß das Allgemein¬
wohl voranzustellen ist, nur inncrhalb unserer eigenen
Klasse gcltcn zn lasscn? Was für den einzelnen in

seiner Klasse gilt, mnß auch für die Klassen unter¬
einander gelten. Als Demokraten vertreten wir also
die Ansicht, daß das Wohl des Ganzen über den

Interesse',: der einzelnen Klassen steht. Keine Klasse
kann beanspruchen, natürlich auch nicht die Arbeiter¬

klasse, daß das Allgemeinwohl ihr gegenüber zurück¬
gestellt und vernachlässigt wird. Der Staat, als die

Gesamtheit eines Volkes angesehen, muß das Staats¬

interesse, das heißt also das Volksintercsse den

Klasseninteressen und dem Wohl des einzelnen voran¬

stellen. Ueber der Wahrnehmung der Staatsinteressen
soll freilich das allgemeine Menschheitsinteresse auch
nicht vergessen werden. Ans diesem Grunde sind wir
nicht nur national, sondern zugleich auch international
gesinnt. Wir lieben unser Land und unser Volk und
achten nnd schätzen auch dic anderen Völker, in dcrcn

Gemeinschaft wir in dauerndem Frieden und in gegen¬
seitiger Harmonie die allgemeinen Mcnschheitsinter-
essen Pflegen nnd fördern möchten.

Es fragt sich jctzt nnr, wann die Wahrung dcr

Klnsscnintcressen gcgen dns Jntcrcssc dcr Gesamtheit
verstößt. Die Frnge ist dic glcichc als wenn wir das

Interesse dcs einzelnen mit dem seiner Klasse ver-

glcichcu. Jn diesem Punkt hat man uns stets die

bittersten Vorwürfe gemacht, daß wir das Perfönlich-
teitSgefühl im Arbeiter unterdrückt, all unfer Denken

nnd Handeln uur vom Masscnintcrcsfc, vom Organi-
sationsintercsse hätten lcitcn lassen. Daß nicht auch
cinmal hier und da dcr Bogen tatsächlich ctwas über¬

spannt worden wäre, die Eigeuscknft unserer verhält¬

nismäßig jungen Bewegung als Knmpfpartei, dic nuf

eiue straffc Disziplin aller Mitkämpfer angewiesen ist,

dazu geführt hätte dns persönliche Interesse des ein¬

zelnen zn gering zn achten, warum sollten wir cs

lcngncn? Abcr niemals ist cs berechtigt gewesen, solche

Eiuzclcrschciuungcn zu verallgemeinern, wie es immer

vun übelwollenden Gegnern geschehen ist. Die

Schlüsse, die man daraus gezogen hat, sind grund¬
falsch. Die .Nrnft unserer Bewegung beruht wohl iu

der Stärke unserer Orgnnifntionen, nbcr diefe würden

bald wieder zerfallen, wenn ihre Mitglieder wirklich
nur die Herdentiere wären, zu denen die Führer sie

nach der Behauptung der Gegner erzogen hnben

sollcn. Knrtenhäuscrn gleich würden die Gewerk¬

schaften von dem ersten Sturm, der über sie hinbrnust,

zerstört werdcn, wenn jene Meinung wirklich zu¬

treffend wäre. Aber sie ist, wie schon gesagt, grund¬

falsch. Statt das Persönlichkeitsgenihl zu töten, hat

unsere Arbeiterbewegung im Gegenteil bei dcr großen

Masse der Arbeiter es erst wccken miissen. Achtet
eure eigene Persönlichkeit, schafft euch Selbstbewußt¬
sein an, fordert euer Rccht! So sind wir stets zu

allererst an die Unorganisierten und Indifferenten
herangetreten. Darin bestand ja gerade der Vorwurf,

den uns die Unternchmer machten: daß wir die

Unzufriedenheit genährt, das heißt in Wahrheit die¬

jenigen kulturellen Bedürfnisse bei dcn Arbeitern ge¬

weckt haben, deren Befriedigung die Vorbedingung ist,
um ein Volk von körperlich und geistig gesunden, von

starkem Persönlichkeitsgefühl erfüllten Männern er¬

stehen zu lasscn.
Aber wir haben die Arbeiter nicht nur unzu¬

frieden in dicscm sinn gemacht, fondern unser Mühen
mit Erfolg darauf gerichtet ihnen die Erfüllung der

von uns gewecktem höhcren Bedürfnisse auch tatsächlich

zu ermöglichen. Tie fortgesetzte Verkürzung der

Arbeitszeit und die Erhöhung der Löhne, die die Ge¬

werkschaften in den letzten Jahrzehnten erkämpft

haben, dienen doch in erster Linie dem Interesse des

einzelnen und nur mittelbar zugleich auch dem Klnsfcn-
interesse. Die vermehrte Zahl der Freistunden kommt

ebenso wie das gesteigerte Lohneinkommen unmittel¬

bar dem Arbeiter und seiner Familie zugute. Der

einzelne soll auch gerade den Vorteil davon haben,
denn die Bestrebungen der Klasse find von der Teil¬

nahme und dem Interesse jedes einzelnen ihrer Ange¬
hörigen abhängig. Ein starkausgeprägtes Selbst¬
bewußtsein, die Erkennung der eigenen Interessen ist
also absolut nötig.

Damit habe ich zwar nochmals in der Haupt¬
sache von dein einseitigen Jntcrcssc der Arbcitcr ge¬

sprochen. Aber hat die Erfahrung nicht deutlich genug

gezeigt, wie sehr die seitherigen Erfolge dcr Gewerk¬

schaften auch zum Nutzcn dcs ganzen Volkes, zur Ver¬

teidigung dcs Landes und zur Aufrcchterhnltuug der

Volkswirtschaft währcnd des Krieges beigetragen
haben?. Indem tvir mit allem Opfermut und allcr

Energie die Arbeitcrinteressen vertreten, indcm wir

kürzere Arbeitszeit nnd böhercn Lohn erkämpft haben,
dienten wir in hohem Maß dcm Wohl des Vater¬

landes. Und wir wahrten damit anch das Jntercssc
der dentschen Industrie. Welcher Arbeitgeber möchte
die frühere ungercgcltc Arbeitszeit, das regelmäßige
Blaumnchen am Montag, das Trinken in den Werk¬

stätten wieder herbeiwünschen? Dem Einfluß der Ge¬

werkschaftcn ist es hauptsächlich zu danken, daß heute
allgemein die Ordnung in den Betrieben gehalten
wird, daß die Leistunnsfähigkcit dcr Arbcitcr sich ver¬

doppelt und vervielfacht hat, daß die Folgen der

maschinellen Entwickelung nicht den geistigen Trieb

nnd das Menschbcwußtscin iin Arbcitcr crtöten konn¬

ten, sondern ihm die Freude an der Arbeit und der
Sinn für Qualitätsarbeit erhalten blieben. Noch
viele andere Vorteile ließen sich aufzählen, dic dcu

Untcrnchmcrn nns der Tätigkeit der Gewerkschaften
erwachsen sind, und die alle noch viel größer sein
könnten, wenn man ihr weniger Schwierigkeiten be¬
reitet hätte.

Daß überhaupt unsere Gewerkschaften in Deutsch¬
land sich in wenigen Jahrzehnten aus den kümmer¬

lichsten Anfängen heraus so stark entwickelt haben, daß
selbst die englischen Gewerkvcreine überflügelt wordcn

sind, ist zwnr znm guten Tcil nnf den deutschen
Fleiß, die deutsche Orgnnisationskraft, die deutsche
Energie zurückzuführen, auf diefe Eigenschnften, die

mich in der Arbeiterschaft Deutschlands lebendig sind.
Aber ohne dic gleichzeitige' Entwickelung der dentschen
Industrie wäre es der deutschen Arbcitcrschaft nicrnals

gelungen sich die starken Organisationen zu schaffen,
über die sie zu ihrcm Schutz und Schirm jctzt verfügt.
An dieser Entwickelnng dcr dcntschcn Industrie hnbcn
nuch dic Arbcitcr ihrcn Antcil, dic Gewerkschaften
haben bcwußt und mit voller Absicht daran mitge¬
holfen, und niemand von uns denkt daran, das Inter¬
esse nn der Erhnltung der deutschen Industrie und

ihrer Weiterentwickelung etwa jctzt odcr in Zukunft
zu lcngncn. So wie die englischen Gewerkschaften
mit den Unternehmern ihrcs Landes gehen, nm die

englische Industrie zu schützen, ohue daß ivir darum

cinen Stein auf sic werscn dürfen, ebenso werdcn

die deutschen Arbcitcr sich hiitcn, dcn Ast sclbst abzu¬
sägen, auf dem sic sitzen. Ein blühendes deutsches

Wirtschaftsleben ist die Vorbedingung für dcn Aufsticg
uud dic endliche Befreiung der deutschen Arbcitcr¬

klassc. Ein blühendes deutsches Wirtschaftsleben: Tenn

nus welchem Grnnd sollten wir es wohl französisch
oder englisch oder russisch werden lasten? Taran

haben wir gar kein Interesse, ebensowenig ivie ivir
daran denken könncn die englische oder französische oder

russische Industrie der dcutschcn cinznvcrleibe».
Man kann jcdoch bci dcr Erörtcruug dieser Frage

nicht an der ganzen Politischen und sozialen Stellung
der Arbcitcr in dcr bcutigcn Gcscllschnft vorbeiacben,
ivie sie nnmcntlich vor dcni «ricg ivnr. Uebernll und

stets haben sich die Arbeiter dnnnch gedrängt mitzu¬
reden nnd mitzuarbeiten, aber immer hat man ii?

zurückgcwicscn. Das soll ja nach dcin Virieg alles
nndcrs ivcrdcn. Wir hoffen darauf. Wir boisen und

erwarten es, ohnc daß wir cs uns gcfnllc,i lnssen, von

cinem Teil nnserer cigcncn Freunde dcswcgcn Jlln-
sionärc gchcißcn zn werdcn, Optimisten, ja,
Optimisten wollen wir sein, ^chou nus dem Gebot
der Pflicht: denn wir Wollcn doch dic Masse fiir unsere
Bcwcgung gewinnen, nnd wie könnten ivir dns obne

Prinzipiellen Optimismus? Und wir dürfeu eS auch

aus Ucbcrzcngnng scin: weil Ivir unch wie vor vollstes
Vcrtrnuen setzen in dic siegbafte Zukunft unserer Be¬

wegung.
II,

Dic srcigcwerkschaftliche „Holzarbeiter-Zeitung"
bringt in ihrcr Ausgabe vom 2!l. Mai an leitender
Stelle folgende Mahnung und Mnge.

Wohin foll das führen?

Dic tnrifvertrngliche Regelung der Lobn-, und

Arbeitsbedingungen in der Holzindustrie ist die

Frucht jahrelanger mühevoller Arbcit. Harte Kämpfe
mit schwcrcn Opfern nnf bcidcn seiten m,,scheu ge¬

führt Iverden, nm Tarifverträge mit eiuem siir die
Arbeiter günstigen Inhalt in größcrem Umfange znr

Geltung zn bringen. Mitten in dcr kräftigsten Fort¬
entwickelung der Tarifverträge brach dcr Weltkrieg
herein und bcdrohtc die bischerige,! Erruiigeuscbaiteii.
Dicse Gcfahr abzuwcbrcn, lag und licgt beute noch
im Interesse der Arbeiter ivie der Arbeitgeber. Tenn
was jetzt zerstört wird, muß nach dem Kriege unter

gleich schweren oder noch größeren Opfern wieder

aufgebaut werden. Diefe nnnötigcn »nmpie Innen

sich vermeiden, wenn die Bestimmungen der Verträge
von den Parteien strikte durehgefübrt werden, Ter
ernste Willc dazu ist bei den Orgnnisntioiisleitungeu
nuch vorbnnden. Denn zwischen unserem Verbnuds-

vorstand und dem Vorstand des Arbcitgcbcr-Zchutzvcr-
bandes wurde vereinbart, dnß die Tarifverträge aucb

wäbrcnd der Kricgsdaucr hochzubnltcn sind. Aber
nuch ohne ciiic solche Vereiubnruug muß es für alle
nn Vcrträgcn Beteiligten einc selbstverständliche Pflicht
sein, die vertraglichen Bcstimmnngcn ciiizubnltcu,
Lcidcr ist diesc Ansicht uicht Gcmeingut nller, Suren
in den ersten Knegswochen fnudcu sich Arbcitgcbcr,
die dic Tarifverträge frohen Herzens iiber dcii Haufen
wnrfen. Tic Kriegsnot der deutschen Solznrbeiter wnr

ihnen cinc willkommene Gelegenheit, die ArbeitSlölme

zn kürzen und Vcrschlechkerungen der Arbeitsverbnlt-
nisse durchzuführen. Andere Arbeitgeber wieder ver¬

weigerten die an den einzelnen Terminen fälligen
Arbeitszeitverkürzungen und Lobneichöhimgeu. Wieder
andere Arbcitgcbcr zahlen keine oder uur netiirzte
Lochizi,schlüge für Ueberstunden usw. Ter Vertrags¬
bruch der Arbeitgeber feierte und seicrt beute noch
die böchsten Triumphe.

Ticsc bertrngsbrüchigci, Arbeitneber sind teils

Mitgliedcr dcs Slrbeitgeber-SckmtzverbnndeS. teils ge-
bören sie einer anderen odcr keiner Ornnnisntion nn.

Besonders kraß ist dns Verbnlten dcr Schutzvcrbändc
iu cinigc,, Ortcn, wo sast allc Arbcitgcbcr nn deni

Vcrtrngsbruch beteiligt sind, Dic Tarifbrecher finden
sicherlich keinen Schutz bei dem Vorstaiid dcS Arbeit-

gebcr-Schutzverbandcs, aber nuscheincno bat dieser

nuch nicht dcn Einfluß, um den getroffene,! Verein¬

barungen Geltung zu vcrsckaffen.

Während in den meisten Orten unscre Kollcgcn
gegen dcn Vertragsbruch tapfer ankämpften und die

Arbeitgeber zwangen, die tariflichen Bestimmungen
einzuhalten, haben in einigen anderen Orten die Kol¬

legen sich eine Verschlechterung der Lobn- und Ar¬

beitsbedingungen seclcnrubig gefallen lassen. Das

ist dic betrübendstc Erscheinung, die Ivir iu der Kriegs¬
zeit in unseren Reiben erlebt haben. Mußten wir
bishcr auch von größeren Lohnbewegungen absehen,
so haben wir uns doch gegen jede Vcrscklccbtcrnng dcr

Verhältnisse mit aller Entschiedenheit gewebrt. Tas

liegt iiicht nur im Interesse des Augenblicks, soiidern

auch im Interesse unserer Zukunft. Jcdc Viertel¬

stunde Arbeitszeitverkürzung nnd fcder Pfennig Lobn-

erböhung, die wir prcisgcbcu. bindern uns fiir Jabre
iu unserem Vorwärtsdrängeu. Das mußten sich auch
jene Kollegen sagen. Wic in der Vergaugenbcit, so
wcrdcn wir auch in Zukunft um jede Verbesserung
unserer Lobn- und Arbcitsbeoingiingen zäbc rinnen

müssen. Erhalten Ivir uuS daher nicht das Errungene,
so wird nach dem Kriege-mancher >ia»>pf gefübrt und

manches Opfer gebracht werden miissen, um dnS
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wieder zu erzielen, was wir vor dein Kriege bereits

besaßen. Stillstand bedeutet Rückschritt: tvir aber

müssen nnd wallen fortschreiten, zn weiteren Erfolgen
in der Zukunft,

Aber anch der Augenblick erfordert dic Abwehr

jeder Berschlechtcrnng. Gerade gegenwärtig, wo die

unerbörte Lcbcusmittelteuerung cine kräftige Lohn¬

erhöhung uotwcudig macht, ist cs ganz nnvcrständtich
und doppelt verwerflich, weuu Kollegen ans Gleich¬

gültigkeit oder ans lauter Ehrfurcht vor dem „Burg¬

frieden" sich einc tariflich fcstgclcgtc Lohnerhöhung
vorenthalten lasscn. Dieses Verhalten schädigt aber

nicht uur jene Kollcgcn und ihre Familien, sondern

gcfährdct auch das bcrcchtigte Bestrcbcn nach

Teuernngsznlagen, Daher begeben die Kollegen ein

gefnlirliches Spiel mit dem Wobl und Wehe der Ge-

snmtkollcgcnschnft.
Noch uncrbörtcr ist aber der Versuch, dnrch Ucbcr-

stuudcu dcn Fortfall dcr Lohncrböhnngcn zn decken.

Ilnd dabei findet man sich anch noch mit dcr Vcrweige-

rnng dcr Ucbcrstnndcnznschlägc ab. Tasz das Ein-

rcißcii solchcr Znständc uuscre Errnngcuschaftcn iu

Fragc stcllt, licgt auf dcr Haud. Tic ganzcn Jahre
liiuourch ist vou uuö die Notwcuoigkcit dcr Arbeits¬

zeitverkürzung hervorgebobcu worden, bci jcdcr Lohn-
bcivcgung habcu wir die ArbeitSzcitverkürznng in

deu Vordergrund gestellt, nud bei jeder Gelegenheit
baben wir dnS Ucbcrstundennnwcscn bekämpft — das

alles babcu jcnc Kollcgcn anscheincnd vcrgcsscn. Aus

purcr GlcictzgiiUigkcit uehmen sie deu Vertragsbruch
der Arbeitgeber bin und helfen rüstig mit an der Ver¬

schlechterung ibrer Lohn- und Arbeitsbedingungen.
Wcr sich durch Ueberstunden einen Mehrverdieust ver-

fchaffcu will, der begebt einen doppcltcn Fchlcr, dcnn

cr vcrläugert uicht uur die Arbeitszeit, sondern drückt

auch den Lobn bernb. Es ist doch ein llntcrschicd, ob

dcr notwendigc Tagesverdienst in täglich neun¬

stündiger Arbeitszeit erzielt wird odcr ob siir dassclbe
Gelb täglich zchn oder gar elf Stunde,! gearbeitet
iverden miissen. Jn letzterem Falle lvird nach dein

Krieg dcr Kampf uicht unr siir die Wiedereinführung
der tiirzcrcn Arbeitszeit, foudcrn auch fiir die Er-

böbung der Stnndenlöhnc ncn gcfiibrt wcrdcn müsse».
Tcn Arbeitgebern mag das jetzige Verhalten der Ar¬

beiter willkommen sein, wir aber haben allen Anlaß,
mit allen Kräften dagegen anznkämpfcn,

Mücklichcrwcise ist cS nur ciue vcrbältnis,näßig

ganz tlcinc Znbl Kollegen, welche die in jahrelangen,

Ringen geschaffenen Lohn- und Arbeitsbedingungen
widerstandslos preisgegeben habe». Und auch diese

sehen nun ihr leichtsinniges Verhalten ein und be¬

mühen sich zu retten, was noch zu retten ist. Aber

trotzdem bleibt die Tatsache bestehen, daß es Kollegen

gibt, die nicht sofort nnd mit aller Entschiedenheit

gcgcn den VertragSbrnch dcr Arbeitgeber Front ge¬

macht habcn. Tas muß uus allcu eine Mahnung und

Warnung sein. Von gewissen Arbeitgebern sind wir

cs gcwohut, daß sie. bci jcdcr Gclcgcnhcit versuchen,

iich dcn tariflichen Verpflichtuugeu zu entziehe,,. Was

kümmert sie ihr gegebenes Wort, Recht und gute
Sitten, der Vertragsbruch gebt ihnen über alles! Um

so mehr haben wir dic Pflicht, dic Tarifverträge zu

jeder Zeit und in allen Betrieben bochzuhalten uud

jede Tarifverletzuug vou dcn Arbeitgebern zurück¬

zuweisen. Nnr so werden wir das Errungene er¬

halten und eine weitere Verbesserung unserer Lohn-
nnd Arbeitsbedingungen uns sichern.

So schreibt die „Holzarbeiter-Zeitung". Ihre
Mitteilungen über das Verhalten mancher Unter¬

nehmer überraschen uns nicht. Denn sie stimmen mit

dem überein, was wir iin Handclsgcwerbe selbst er¬

lebt haben.

Deutsche nnd englische Arbeiter.
Vor dem Kriege haben die deutschen Unternehnier

manchmal die fremdländischen Arbeiter als Muster ge¬

priesen. Jetzt abcr werdcn von dcnsclben Unter¬

nehmern gelegentlich die dcutschcn Arbcitcr nnd ihrc

Organisationen gelobt. Tie Unternehnierpresse hat
gcfundcn, daß sich die deutschen Arbeiter während des

Kricgcs besser betragen haben als die englischen.
Tcn in der Rüstungsbranchc beschäftigten deut¬

schen Arbeitern ist es möglich gewesen, während der

Kriegszcit zum Teil wesentlich höhere Löhne zu er-

zielcn als in Friedenszeiten. Tas erklärt sich aus ver¬

schiedenem Uniständen. Tn die Nüstnngsbranche nach
Kriegsausbruch viele berufsfremde Arbeiter brauchte,
weil die branchekundigen nicht ausreichten, mußten
die Stücklöhne erhöht werden, um den ungeübten Ar¬

beitskräften eincn ausreichenden Verdienst zu gewähr¬
leisten. Tavon hatten natürlich auch die geübten Ar¬

beitskräfte ihren Nutzen. Außerdem aber kam die Er¬

höhung dcs Arbeitseinkommens mit dadurch zustande,
daß dic Arbcitszcit vcrlängcrt wurdc. Auch in anderen

Berufen, dic nicht znr Rüstungsbranchc gehören, mögen
hier und da während der Kriegszeit Lohnverbesserun¬
gen stattgefunden haben. Sicher ist jedenfalls, daß sich
die dcntschcn Gewerkschaften bisher auf den Stand¬

punkt gestellt haben, eigentliche Lohnkämpfe dürfen
während der Kriegszeit nur geführt werden, soweit
es sich nm Abwehrbcwegungen hnndclt. Anders die

cngliscbcn Gcwcrkschnftcn, Ticsc habcn bcöcutsnme

Lohnbcivcgniigen inl Maschinenbau, Schiffbau, Berg¬
bau, Trnusportgcwcrbc usiv. cingclcitet und zum Tcil

durchgcfiihrt. Tiese Tatsache crwähnt auch das „Corrc-

spondenzblntt der Generalkommission der dcntschcn
Gewerkschnften" in Nr. 14 nnd es bemerkt, die eng¬

lischen Arbeiter „fordern eben ihren Anteil nn dcm

nnßcrgcwöhiilichcn Gewinn der Unternchincr". Dic

„Dcutschc Arbeitgeber-Zeitung" berichtete nin 4. April
in einem Artikel iiber die englischen Arbeiterunruhen:

„Die heutige Situation erinnert ganz an die in den

Jahren 1911 und 1912, wo ebcnfalls wie hentc die

ganze Arbeiterschaft Englands von ciner starken
inneren Unruhe ergriffen war, wo es überall im Lande

gärte und an allen Ecken und Enden Streiks nus-

brnchcu odcr anszubrechcn drohtcn, nur mit dcm

Unterschicdc, daß heute die damals allmächtigen Ar¬

beiterführer ihrc Macht über die Arbeiter vollständig
vcrlorcn zn hnbcn schcincn," Soviel ist dcmnnch klnr,

dnß sich die englischen Arbeiter trotz des Kricgcs nicht
hnbcn davon abhalten lasscn, ihrc besonderen Inter¬
essen dein Unternehmcrtnin gegenüber wahrznnchmen.
Ticsc Unrnhen kamen der Ncgicrnng naturgemäß sehr
ungelegen. Sie griff ein, und zwnr nicht in dcni

Sinnc, dnß sie dic Lohnbcwegnngcn ohnc wcitcrcs

brutal nntcrorückt hätte, Viclmchr wurdc dnrch cin

Gcsctz bcstimmt, daß die Admiralität oder dic Armcc-

vcrwaltuug ermächtigt fei, von solchen Fabriken nnd

Werkstätten für die. Kriegsdauer Bcsitz zu ergreifen,
dic Munition oder sonstigen Hceresbednrf crzcugcn.

Tic Fabrikbesitzer und Arbeiter sollen vcrpflichtct scin,
dcii militärbchördlichcn Anordnungen uachznkommen.
Außcrdcm sind im März folgcndc Vcreinbarungen
zwischcn Regiernngsvcrtretcrn und den Vertretern der

orgniiisicrtcn Eisenschmelzer, Stahlschmelzer, Ma-

schiuciibaucr, Maschincn- und schissbangcwerbc,
TranSportnrbcitcr, Textilarbeiter, Ziinmercr uiid

Tischler, Kesselschmiede nnd Eisen- nnd Stahlschiff-
bnucr, Schiffbancr nnd Schiffszimnierer, Blcchnrbciter,

Klempner, Gas- und Hilfsarbeiter, schiihmachcr,
Bergarbeiter, Maschinenarbeit«, Eisen- und Stahl¬
arbeiter, Arbeiter au Holzschncidemaschinen, Allge¬
meiner Arbeiterverband, Arbeitervcrband (die lctztcn
bcidcn sind HilfSarbcitcrorgauisatioueu), Werkzeug¬
macher, des Gewerkschaftsbundes und des parlnincn-
tarischcn Komitees des Gewerkschaftskongresses ge¬

troffen worden:

„Während dcs Kricgcs soll bei Arbeiten, siir
Kriegsmaterial jede Differenz über Lohn- ,und Ar¬

beitsbedingungen ans jeden Fall ohne Arbeitsein¬

stellung crlcdigt wcrden. Tiffercnzcu lokaler Natur

oder die den Tarifen entspringen, sollen durch Vet>

Handlung beigelegt oder durch das Handelsnint ent¬

schieden werdcn, und zwnr entweder durch das Pro-
dilktionskomitcc, durch cincn cinzclncn Schicdsrichtcr,
dcr von den Parteien odcr vom Hnndclsamt ernannt

ist, oder durch ein paritätisches Schiedsgericht. Die

Regierung soll eincn Beirat aus Vertretern der Ar¬

beiterorganisationen ernennen, um die Durchführnng
der Vereinbarung zu erleichtern. Im Falle diefe voll

aufrechterhalten wird, vertreten die Arbeiterdelegierten
den Standpunkt, daß eine Erleichterung der jetzigen
Gewcrkschaftsmethoden unbedingt erforderlich ist und

wird deshalb jeder Gewerkschaft empfohlen/ solche
Aenderungen in den Arbeitsbedingungen oder Ge¬

bräuchen vorzunehmen, die zur Beschleunigung der

Produktion notwendig sind. Voraussetzung ist, daß
dic Unternehmer auf solchen Maßnahmen nur für die

Kriegsdauer bestehen und sie nach dein Kriege nicht
als Präzedenzfall verwenden, wie auch, daß sie bei

Personalwechscl nach dem Kriege ihren ins Heer ein-

getrctcncn und den währcnd des Krieges bei ihnen
beschäftigten Arbeitern den Vorzug geben. Wo Un¬

gelernte zu anderen Arbeiten herangezogen werden,
sollen ihnen nnch die betreffenden Löhne gezahlt
werden."

Diese Vereinbarungen, gegen welche die englischen
Arbeiter heftig opponiert haben, hat das „Correspon-
denzblatt der Generalkonimission der dentschen Ge¬

werkschaften" in Nr. 14 von: 3. April wie folgt be¬

urteilt:

„Dic Arbeiter haben also grundsätzlich für die

Daucr des Kricgcs das Streikrecht in der Kriegs¬
materialienindustrie preisgegeben. Alle anderen

Punkte der Vereinbarung sind hinsichtlich ihres Wertes

für die Arbeiter lediglich fiktiver Natur. Wir sind ge¬

wiß die letzten, die mit ihren Errungenschaften prahlen
möchten. Aber es ist doch Wohl gestattet festzustellen,
daß von unseren Gewerkschaften seit Beginn des

Krieges und unter Teilnahme von Militärbehörden
Verträge mit den Unternehmern zustande kamen, die

den Arbeitern positive Vorteile ohne Preisgabe grund¬
sätzlicher Rechte sofort festlegten und Lohnsätze ent¬

halten, die auch nach dem Krieg für die Vertrags-
dancr weiter gelten. Es scheint, als ob wir im Lande

des „Militarismus" gerade keine Ursache haben, den

Arbeitern des „freien" Englands zurzeit neidisch zu

sein!"

Dieser Vergleich zwischen deutschen und englischen
Verhältnissen bedarf der Ergänzung. Sicher ist zu¬

nächst, daß die deutsche Regierung einem größeren
Streik in der Rüstungsbranche nicht freien Lauf lasscn
würdc. Abcr anch die demschen Gewerkschaftsführer

halten es für falsch, in der Kriegszeit zn streiken.
DnS „Eorrespondenzblntt dcr Gcncrnlkominission dcr

dcntschcn Gcivcrtschnften" vcrwcist in Nr. 17 vom

24. April nnf cinigc tlcinc, wildc (o. h. ohne Unter¬

stützung der Gcwcrkschnft nusgcbrochcnc) Strciks von

Bcrgnrbcitcrn, die während des Krieges in Ober-

schlcsicn stnttgefnnden hnben, nnd fährt dnnn fort:
„Anch im Ruhrrevier gärte es mchrmnls, znmal

die Löhne der Grubcnnrbcitcr trotz der höchst«,! An¬

strengung dcr Kräftc hinter den vorjährigen Schicht»
löhnen zurückbleiben, im Gegensatz zn den erheblich

gesteigerten LcbenSmittclprcisc». Da der Arbcitcr-

mnngcl offen zutage lag, wäre es den Bergarbeitern
ein leichtes gewesen, durch Arbeitseinstellung Lohn¬
erhöhungen zn erzwingen. Aber die Sorge für die

Anfrechterhnltuug dcr dcr Landesverteidigung unent¬

behrlichen Kohlcnversorgnng hielt sie von solchen
Schrittcn nb. Sic bcschränt'tcn sich dnrnnf, ihre Be¬

schwcrdcn und Klagen in Eingaben an die Reichs- nnd

LnndcSrcgiernng und an die Kommandobehörde zum
Ausdruck zu bringen und mit Material zn begründen.
Aber diese Eingaben hatten bei den Bergherren wenig
Erfolg. Dns cinzigc, wns dic Arbcitcrschnft crreichte,
wnr die Zusage geringfügiger Lohnanfbcsscrnngen
auf einigem Zechen vom Eintritt dcr neuen Richtpreise,
also vom 1. April d. I. ab, dic indcs bci weitem nicht
niit der Teuerung schritt halten. Angesichts dieser
Sachlage verständigten sich dic Bcrgarbcitcr-Orgcmi-
sationcn übcr cin gciucinsanics Vorgehen in allen

Arbeiterfragen iind richteten an die Regierung das

Ersiichen um die Schaffung eines Einigungöamtes
mit der Aufgbe der Vermittelung und Beilegung von

Strcitigkciten, dic sich ans Fragen des Lohnes, der

Arbcitszcit und dcr pcrsönlichcn Behandlung zwischcn
Arbeitgeber und Arbeiter crgcbcn. Am 20. Februar
d. I. verhandelten die Organisationsvertreter über

dicse Forderung mit dem preußischen Handelsininister,
der einc Znsngc gnb, dnrübcr iiiit den Bcrgwerks-
bcsitzcrn in Besprechniigcn cinzntrctcn, obwohl er sich
wenig Entgegenkommen von deren Seite versprach.
Jn dcr zweiten Verhandlung mit dcn Vertretern der

Arbcitcrorgnnisntioncn mußte dcr Minister denn nnch
mittcilcn, daß dic Grubcnbcsitzer von Eiiiignngs-
ämtcrn nichts wissen wollen, sowohl ans grnndsätz-
lichcr Abncignng als auch wcgcn dcr paritätischen Zu-
samincnsctznng drr Einigungsänitcr."

Damit hat das „Eorrcspondenzblatt der General¬

kommission der deutschen Gewerkschaften" seine Aus-

führungen vom 3. April über die englischen Verhält¬
nisse selbst korrigiert. Dic cnglischcn Arbcitcr haben
dci Hccrcsbcdarfsprodnktiuil mit dcn Lohnbewegungen
und durch ihren Widerstand gcgcn dic Arbeitszeit-
Verlängerung manche Schwierigkeiten gcmacht. Das

kann man den dcntschcn Gewcrkschaftcn nicht nach¬
sagen, ihre Sorge uin die Landesverteidigung ließ bei

ihnen den Gedanken an den Streik selbst dort nicht
aufkommen, wo er leicht zu gewinnen gewesen wäre.

Tie „Dcntschc Arbcitgcbcr-Zcitung" meint in

Nr. 17 vom 25. April, die englische Regierung sei nn

der Unbotmäßigkeit dcr Arbeiter selbst schuld. Sie

schreibt nämlich:
„Wcnn abcr Lloyd George klagend ausruft, die

englischen Arbeiter schädigten ihr Vaterland, weil sie
bei jeder Gelegenheit streiken wollten, fortwährend
Lohnerhöhungen verlangten, in ihrcr freien Zeit dem

Alkohol frönten, so mag sich dieser wcisc Staatsmann

fragen, wer denn in England der Arbeiterschaft alle

möglichen Illusionen und Phantasien in den Kopf ge¬
setzt hat, wer denn jenen sozialpolitischen Kurs ein¬

geleitet hat, dnrch dcn notwcndigcrweisc all jene Miß¬
stände, wenn nicht hervorgerufen, so doch bestärkt
wurden." („Bremer Bürger-Zeitung.")

Cinignngsimter und Tarifverträge.
Zu diesem Thema schreibt die Zeitschrift des frei-

gewerkschaftlichen Fabrikarbeiter-Verbandes unterm
5. Juni:

Vor einiger Zcit ivurdc bekannt, dnß die Unter¬

nehmer iin Bergban fich schr entschieden gegen die

Schaffung von Einiglingsämtern znr Verhütung und

Beilegung von Streitigkeiten zivischen den Unter¬

nehmern und den Arbeitern gewendet haben. Jetzt
lvird ein vertrauliches Rundschreiben der Vereinigung
Deutscher Arbeitgeberverbände publiziert, in dem die
Unternehnier ganz allgemein ermahnt iverden, sich
gegen solche Einigungsämter oder Schlichtungs¬
kommissionen zu wenden. Das vom 26. April 1915
datierte Rundschreiben beginnt:

„Von einem dcr uns angeschlossenen Verbände ivird
uns mitgeteilt, daß Gewerkschaftsbeamte des Deutschen
Textilarbcitcrverbandcs nn Behörden mit der Anregung
herangetreten sind, es sollten für die Textilindustrie pari¬
tätische Schlichtungskommissionen eingesetzt werden, deren

Aufgabe cs, scin soll, Differenzen zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern zu schlichten",
und fährt nach einigen allgemeinen Bemerkungen fort:

Wir nehmen diese Mittcilung unseres Mitgliedsvec-
bandes zum Anlaß, nnsere Mitglieder aüf das dringendste
davor zu warnen, der Schaffung vou derartigen pari¬
tätischen Schlichtungskommissionen, gleichviel in welcher
Industrie, Vorschub zu leisten uud bemerken zur Be¬

gründung folgendes:
Zunächst ist entschieden in Abrede zu stellen, dnß ein

Bedürfnis für die Bilduug paritätischer Schlichtungs-
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Zuinmissionen vorliegt. Etwa auftnuchcndc berechtigte,Bc-
schweroen seitens der Arbeitnehmer lassen sich jetzt eben¬

sogut wie sonst auf dem Wcge unmittelbarer Verständi¬
gung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Not¬

fall unter Mitwirkung des örtlichen Arbcitgeberverbandes
ordnen. Zweifellos findet die Anregung der Gewerk¬

schaftsführer ihre Ursache auch nicht in der Abhilfe ciues

dringenden Bedürfnisses, sondern sic ist darauf zurückzu¬
führen, datz die Arbeiterführer ihre jetzt erheblich einge¬
schränkte Tätigkeit auf diese Weise erweitern und einen

während der Kricgszeit erzielten Erfolg auch für alle Zu¬
kunft fcsthalten wollen.

Ganz besonders mutz daraus hingewiescn wcrden, dasz
die Gewerkschaftsführer mit ihrer Anregung gleichzeitig den

Versuch machen, eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung
aufzurollen. Denn wenn einc derartige Schlichtungö-
kominissiun einsetzt und damit betraut wird, Gutachten
über Fragen abzugeben, die das Verhältnis von Arbeit¬

gebern und Arbeitnehmern betreffen, so wird damit der

bisher von dem gesamten deutschen Arbeitgebertum nach¬
drücklichst vertretene Grundsatz verletzt, daß alles das, was

Las Arbeitsverhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeit¬

nehmern berührt, in freier Vereinbarung zu regeln ist,
ohnc dasz Außenstehenden das Recht eingeräumt werden

kann, sich in diese privatrechtlichen Dinge einzumischen.
Letzten Endes ziclen die von den Gewerkschaftsführern an¬

gestrebten paritätischen Schlichtungskommissionen auf die

Regelung des Arbeitsverhältnisses durch einen von Or¬

ganisation zu Organisation abgeschlossenen Tarifvertrag
hin, dessen Einhaltung eine paritätische Kommission zn

überwachen hat. Wir können es uns versagen, unsere Mit¬

glieder hier des näheren auf die Gefahren auf¬
merksam zu machen, die der deutschen In¬
dustrie aus dem Abschluß von Tarifver¬
trägen erwachsen würden. Die Anregung dcr Ge¬

werkschaften zcigt, worauf sie hinaus wollen, und ihr Plan
muß um so mehr von uns abgelehnt werden, als mit Rück¬

sicht auf den zurzeit besteHenden allgemeinen Burgfrieden
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung nicht angeschnitten
werden dürfen.

Wir richten daher unter Hinweis auf die eben ge¬

machten Ausführungen an unsere sämtlichen Mitglieder
nochmals die dringende Bitte, der Schaffung von allge¬
meinen paritätischen Schlichtungskommissionen unter allen

Umständen ihre Zustimmung zu versagen und fügen die

Bitte hinzu, uns davon Mitteilung zu machen, sobald in

ihrem Bezirke ähnliche Anregungen aus Gewerkschafts-
krciscn zu ihrer Kenntnis gelangen.

Hochachtungsvoll

Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände.
I. V. Soonderop.

Bemerkenswerter fast noch als die entschiedene

Gegnerschaft gegen Institutionen, die die Verhütung
oder Beilegung von Konflikten zum Zweck haben, ist
die so unbedingt und offen bekundete Gegnerschaft

gegen die Tarifverträge. Das Rundschreiben ficht im

Abschluß solcher Verträge direkt eine Gefahr für, die

Industrie. Und das in einer Zeit, in der bis weit

in die Kreise der organisierten Arbeiterschaft hinein
die Hoffnung aufkeimte, die Unternehmer würdcn nun¬

mehr jeden Widerstand gegen die kollektive Regelung
der Arbeitsbedingungen aufgeben und damit den

Tarifvertrag zur allgemeinen Grundlage der Arbeits-

hcdingungen erheben. Schrieb der Rechtsanwalt Hngo

Heinemann, ein bis zum Kriegsausbruch sehr vor¬

sichtiger und kritischer Beurteiler, in einer im No¬

vember des Vorjahres herausgegebenen Broschüre
iiber „Die sozialistischen Errungenschaften des

Krieges":
„Und in der Tat klingt es uns heute wie ein Märchen

aus alter Zeit, wenn wir uns daran erinnern, daß es kaum

vier Monate her ist, daß es große und mächtige Untcr-

nehmergruppen gegeben hat, die sich mit äußerster Starr¬

heit geweigert haben, die Arbeitsbedingungen mit der Ge¬

samtheit der Arbeiter, die sie angehen, festzusetzen, zur

Erreichung dieses Zieles die Vertrauensmänner der organi¬

sierten Arbeiter hinzuzuziehen, um mit ihnen auf kollektiver

Grundlage die einzelnen Arbeitsverträge aufzubauen."

So Heinemann vor sechs Monaten. Und jetzt
kommt die größte, mächtigste, einflußreichste Unter-

iiehmergruppe her und warnt ihre Mitglieder vor

dem Abschluß von Tarifverträgen als vor einer Ge¬

fahr für die deutsche Industrie. Da möchte man fast
sagen: „ es klingt heute wie ein Märchen aus

alter Zeit, wenn wir uns erinnern, daß cs kaum sechs
Monate her ist, daß es einen sehr kenntnisreichen, in

der Juristerei wohl erfahrenen Rechtsberater der Ge¬

werkschaften und Lehrer an der Gewerkschaftsschule
gegeben hat . . . ." usw. usw. Doch Heinemann ist
keine Einzelerscheinung, sondern ein Typ. Aehnliche
Hoffnungen und Erwartungen sind in den ersten
Kriegsmonaten vielfach gehegt und geäußert worden

voll Leuten, dic durch ihrc Erfahrungen nnd ihrc
Tätigkeit gegen solche Illusionen geschützt sein sollten.
Inzwischen ist ja überall viel Wasser in den Wein

geraten, aber noch immer gibt es auch innerhalb der

modernen Arbeiterbewegung Leute, die von sozia¬
listischen Wirkungen des Krieges fabulieren und in

der höflichen Geste eines Unternehmers oder dem

zurückhaltenden Ton eines Unternehmerblattes Bürg¬
schaften für eine entgegenkommendere Bewertung und

Behandlung der Gewerkschaften sehen. Solchen Illu¬
sionären wird das vertrauliche Rundschreiben der Ver¬
einigung der Deutschen Arbeitgcberverbände vielleicht
überraschend kommen, uns dagegen durchaus nicht.
Wir sehen darin nur die Bestätigung unserer seit Aus¬
bruch des Krieges vertretenen Auffassung, daß im

Unternehmertum der Wille zum Umlernen viel

schwächer und wcniger verbreitet ist als in der Ar¬

beiterbewegung.

Kohleupreise und Kttgardeitcr.öhne.
Die freigewerkschaftliche „Bergarbeiter-Zeitung"

liefert in Nr. Iö den Nachweis, daß die Erhöhung
der Kohlenpreise keineswegs durch die Bergarbeiter¬
löhne verursacht scin kann. Sie schreibt u, a.:

Im rheinisch-westfälischen Gebiet hat das Kohlen¬
syndikat auf langes Drängen der Abnehmer iin

Frühjahr 1914 (Konjunkturrückgang feit etwa Mitte

1913) die Preise nm durchschnittlich 50 Pf. pro Tonne

ermäßigt. Kurz nach Kriegsausbruch machte die

Syndikatsverwaltung bekannt, für neue Verkäufe und

für die über den Rahmen der abgeschlossenen Liefe-
rungsverträge im Winter hinaus verlangten Mengen
trete ein Preisaufschlag von 3 Mk. pro Tonne ein.

Von dieser enormen Preiserhöhung wurde zumeist der

frühere inländische Verbraucher ausländischer Kohle,

namentlich aber der plötzlich bedeutend höhere Bedarf
der Eisenbahn-, der Heeres- und Marineverivaltung
betroffen. Dieser Mehrpreis kann aber nicht die

Höchstgrenze der Preisforderungen gewesen sein, denn

in den Handelsberichten wurden im Herbst nnd im

Winter Ruhrkohlenpreise genannt, die teilweise mehr
als doppelt so hoch als die Syndikats-Richtpreise
waren. Wie denn ja auch immer bedacht werden

muß, daß die Richtpreise (erst recht nicht während der

Kriegszeit, wo von einer ernstlichen Konkurrenz keine

Rede ist) nicht die Verkaufspreise sind, sondern diese
durch einen Aufschlag auf die Richtpreise entstehen.

Am 11. Dezember 1914 beschloß das Syndikat sür
die Zeit vom 1. April bis 31. August 1915 eine all¬

gemeine bedeutende Preiserhöhung. Es seien nun

die jetziaen Syndikats-Richtpreise den früheren gegen¬

übergestellt (in Mark):
UUl/lZ 1N3/l4 1SI5

Förderkohle 10,5« 12.00 13,25
Melierte Förderk. . 11,85 12,S0 14,00

Stückkohle 1 13,25 14,0«, 15,5«

Gew. Nuß I u. II . 13,25 13,50—14,00 16,00

Gasflannn-Förderk, 11,00 12,5« 13,75

Gas-Stückkohle I. . 13,25 14,0« 15.5«
Gew. Nuß I u. H. . 13,25 14,25 16,0«

Eß-Förderkohle. . . 1«,«0 11,50 12,75

Eß-Stückkohle ... 13.0« 14,00 15,25

Eß-gew. Nuß I u. II 15,50 16.0« 17,5«

Mager-Förderkohle 10,50 12,00 13,25

Magere bestmclierte 11,3S 12,5« 14,00

Magere Nuß I u. II 15,5« 16,75 18,00

Anthrazit I, II, m 17,00—21,0« 18,25—22,25 20,00—24,0«

Also sind die Syndikats-Richtpreise nun sogar er¬

heblich über die Hochkonjunkturpreise 1912/13 erhöht
worden 1 Bei den dgmasjgen Preisen haben.die Werke

bekanntlich' UebeiMüsse von nie zM'ör'erreichter? 'Höhe
erhielt. Dazu kommt noch, daß laut „Bergwerks-
Zeitung" (Nr. 81) die „dem Syndikat unterstellten

Verkaufsvereinigungen" über die Richtpreise hinaus
Preisaufschläge von „bis zu 70 Proz." nehmen! Das

sind auf je 10 Mk. Extrazuschläge bis zu 7 Mk.!

Wie die hauptsächlichste der dem Syndikat unter¬

stellten Verkaufsvereinigungen, das „Kohlenkontor"
(Mülheim-Ruhr, Mannheim), die Großhandelspreise
sür die wichtigsten Sorten normierte, geht ans fol¬
gender Preisliste (Pro Tonne) hervor:

1913/14 ISIS

Mk. Mr.

Fettnußkohle 19.2«-1S.2« 21,40-21,8«
Fettflamm- und Flammnuß . 18,80—19.2« 20.30—21,6«
Schmiedemiß 19.20—19,6« 11,20—21,50

Maschinenkohle und Fettschrot. 17,40—16,8« 19,40—19.8«
Nuhr-Anthrazitnusz 23,60-SV,«« 23,60-34,40

Steinkohleubriketts 20,40-20,80 22,40—22,80

Dazu kommen anch noch die nicht zu ermittelnden

Aufschläge der Weiterverkäufer. Und diese enormen

Preiserhöhungen begründet man auch mit der Er¬

höhung der Ärbeiterlöhne! Da muß schließlich das

breite Publikum, unvertraut mit dem Entlohnungs¬
wesen im Bergban, in dem Bergmann einen „glän¬
zend" bezahlten Arbeiter erblicken, dessen Löhne „so

hoch" sind, daß der Anspruch auf Teuerungszulage
„unbegründet" erscheint. Das ist die Kehrseite der

Medaille für den Bergmann.

Der Durchschnittslohn im Ruhrgebict betrug pro

Schicht für
Hauer und Lebrhauer Gesamtbelegschaft

3. Quartal 1913 .... 6,SS Mk. 5,42 Mk.

1.
„

1914 .... 6,25 „ 5,25 .

2. „
1914 .... 6,19 „ 5,22 „

4. ,,
1914 .... S, 13 „ 5,03 „

Wie wir gesehen haben, stehen nnn selbst die

Syndikats-Richtpreise sogar noch erheblich höher als

1913. Es ist aber nach unseren Ermittelungen aus¬

geschlossen, daß bisher auch die Arbeiterlöhne wieder

wenigstens den Stand vom 3. Quartal 1913 erreicht
haben! Bisher sind meistens'die Schichtlöhne ans etwa

den Stand, dcn fie kurz vor dem Kriege hatten, ge¬

bracht wordcn. Von ciner (den Kohlcnpreisen)
einigermaßen entsprechenden Erhöhung der Gedingsätze
ist noch immer nichts bekannt. Im Gegenteil, als

Kameradschaften nach dem 1. April unter Berufung
auf die erhebliche Kohlenpreiserhöhung um Gedinae-

aufbcssernng ersuchten, wnrden sie schroff abgewiesen!

Wem kommen die erheblichen Kohlenpreis-
crhöhungen zugute. In irgendeiner Forin, sci es

durch Verteurung des Hausbedarfs, sci cs durch steuer¬
liche Aiifbringnng dcr unermeßlichen Ausgaben fiir

den Hccrcs- und Marinebedarf, mnß die Bürgerschaft,

wozu doch anch die Bergarbeiter gehören, die großen
KohlcnPreiSerhöhuugen bezahlen. Ist es deshalb un¬

billig, zu verlangen, man solle nun anch die Berg-

arbeiterentlohiiung gehörig aufbessern, damit ''die

Bergarbeitcrmcisse kaufkräftiger wird und auf diese

Weise dem allgemeinen GesckMslebcn höhere Ein-

nahmcn zngeführt lverden?!

Im Zeichen des „Knrgfrikdkns".
Die „Volksstimme" iu Fraukfurt a. M. schreibt untcrin

26. Mai:

„Der Zufall hat uns cin Schriftstück in die Hände ge¬

spielt, das diesc unsere Auffnssnng aufs neue bekräftigt.
Es stammt von der Firinn Adlerwerkc, vorm. Heinrich
Klcyer A,-G. und lautet:

Adlerwerkc

vorm. Heinrich Klcher A,-G.

Abteilung Sekretariat,

Frankfurt a, M„ ... Mai 1915.

Herrn
Vertraulich!

Der bei Jhueu augeblich vom 3. 1. 12 bis 1. 11. II

beschäftigt gewesene lfolgt Bcruf und

Name) bewirbt sich bci uns um Arbcit, Wir sragcn daher
ergebcust bci Ihnen au, ob Genannter cin tüchtiger und

zuverlässiger Arbeiter ist, wie scin Betragen bci Ihncn ivar

und besonders ob er kein Aufwiegler, Hetzer odcr der¬

gleichen ist.
Für Ihre gfl. Bemühunncn sngcn wir im voraus ver¬

bindlichsten Dank nnd versichern Sic strengster Diskretion.

Zu Gegeudicustcu stets gerne bereit, zeichnen ivir

Hochachtungsvoll
Adlerwerke vorm. Heinrich Klcyer,

Aktiengesellschaft.
(Unterschrift nnlescrlich.)

Dieser Brief ist ein intcressnntcs Kulturdokumcnt, Er

zeigt, daß die Adlerwerkc das Shstcm dcr Erkundigung iibcr

ciuzustelleudc Arbcitcr, das sie vor dein Kricg prattizicrt
haben, auch während des Krieges weiter üben. Es gcnügt
ihnen nicht, zu wissen ob die cinzustellciiden Arbcitcr tüchtig
und leistungsfähig sind, nein, sie erkundigen sich auch da¬

nach, ob sie keine „Anfwiegler", „Hetzer" „odcr dcrglcichcn"
sind. Unter „Aufwiegler" und „Hetzer" verstchcn dic

Unternehmer gemeiniglich die organisierten, sozialdemo¬
kratisch denkenden Arbeiter, die bestrebt sind, Arbeits-

kollcgcn und Kameraden dcr Werkstatt zum Beitritt zur

Organisation zu bewegen. Solche Bestrebungen find dcn

Unternehmern, vornehmlich Hcrrn Klehcr und seinem Ka¬

pitalistenstab, ein Greuel, und deshalb suchen sie solche „ge¬

fährlichen «e.ute,"-,.möglichst aus,,ihr.c,i,,Betrieben, ferMu.-.
halteii. Uin die organisatorische Tätigkeit dieser „Auf¬
wiegler" und „Hetzer" einigermaßen lahmzulegen, haben
die Unternehmer es sich in den letzten Iahren viel Gcld

kosten lassen und die gelben Orgauisationcn geschaffen.
Diese gelben Werkvereiue werden, wie wir wissen, auch
während des Krieges gehegt und gepflegt, damit die Unter¬

nehmer nach dem Krieg einen Stamm von „zuverlässigen"
Arbeitern haben.

So benutzt das Unternehmertum den „Burgsriedcn"
dazu, um seine Position nach Möglichkeit zu starken.
Dieser Brief der Adlerwcrke eröffnet den draußen im Felde

stehenden wie auch den zurückgcblicbcncn organisierten Ar¬

beitern interessante Perspektiven. Die schwarzen Liften und

das Spitzelsystem, das vor dem Kricg in vielen Betrieben

im Schwang war, es wird auch nach dcm Krieg weiter prak¬

tiziert wcrdcn. Davon lcgt der obige Bricf bercdtes Zeug¬
nis ab. Das Unternehmertum bleibt seinen Grundsätzen
treu. Es wird die Arbeiter nach dem Krieg mit demselben
Mißtrauen behandeln, wie vordem, sonst würde es jetzt
iiicht solchc Briese versenden, Dic Arbcitcr haben deshalb

alle Veranlassung, auf dcr Wacht zu sein, denn: trau, schau,
wem?"

Das böse Gemissen.
Nachstehende Mitteilung

Tagen durch die Zeitungen:
ging in den letzten

Um für die A n s p r ii ch c, dic nach dcm

Kriege auftreten werdcn, gerüstet zu sein,
haben folgende Verbände: Verband Deutscher Handlungs¬
gehilfen zu.Leipzig; Vcrband'rciscudcr Kaufleute Deutsch¬
lands, Leipzig; Kaufmännischer Vcrcin. Frnntfurt a. M.;
Bayerischer Verband kaufmännischer Vcrcinc, Münchcn:
Kaufmännischer Verein „Merkur", Nürnberg; Verein

junger Kaufleute, Bcrlin; die Kaufmännischen Vereine

Mannheim, LudwigShafeu, Hannover, Wiesbaden, Hcidcl-
dcrg, Rcmscheid, Augsburg, Planen i. V.; Vcrcin dcr

Baukbenmteu Berlin, sich zu ciucr zentralen Stcllcn-

vcrinittcluug unter der Bezeichnung „Gemeinnützige
kaufmännische Stellenvermittelung für
Dcutschland" mit dem Sitz iir Lcipzig (Harkoct-
straße 3> zusammcugcschlosscu. Dic Stcllc Ivird ihrc
Wirksamkeit über ganz Deutschland erstreckcn und in dcu

wichtigsten Hnndelsstädtcn eigene Geschäftsstellen besitzen.
Dcr Fortschritt, der darin Aum Ausdruck kommt, lvird

noch gcstcigcrt durch die Hcrausgnbc einer zweimal
wöchentlich erscheinenden S t c I l e u I i st c. Dic au dcr

„Gemeinnützigen kanfmännischcn Stellcnvermittcluug"
beteiligten Verbände verpflichten sich, alle ihnen zur Bc-

sebung gemeldeten offenen stellen nnszutnuschcn. Diese
Stellen "iverdcu jcdcn Dicnstng und Freitag in ciucr

«telleulistc zusammengestellt, die an nahezu 2000 Stellen

zur kosteuloscil Einsicht nusliegen ivird.

Was ist bicr untcr „Anspriichcn, dic nach dcm

Kriege auftrctcn", und nntcr „Gcmcinnützigkcit" zu
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verstehen? Es bandclt sich siir jcnc Vereine darnm,
möglichst viel. Stcllcnlosc nls Mitglicdcr cinzilfnngeii.
Sie baben während dcs Krieges die «Schaffung öffcnt-
lich-rcchtlichcr paritätischcr Stcllcnverm'ittelnngen bc-

tämpft nnd möchtcn nnn trotzdem als die „Gcmciu-
ni'itzigcu" gcltcu. In dcr Tnt ist es ein gemeiner
Nutzen, dic Notlngc dcr Stcllensnchenden auszubeuten,
nm ilmen dirett oder indirekt die VcreinSmitglicdfchnft
nufzunötigen. Die von diesen und anderen Vereinen

biutertriebene öffentlich-rechtliche «tellcnveriuittcluug
tnnn nicht dndnrch crsctzt wcrdcn, dnsz sich dicse Vercinc

zn cincm Vcrcin znsniiinicnschlicßcn.
Tcr Vcrcin fiir H n n d l u n g s k o in m i s

vou l8,">8 ist nn dcr ncn eingerichteten „Gemein-
niitzigteit" nicht beteiligt. Er hnt fiir die Soldaten
im Felde eine Werbeschrift herstellen lnssen, in der

eö heisch:
„SoldatenII Werbt, ivenn möglich, nuch iin Felde

neue Mitglieder!! Ter Verein braucht steten Zufluß vou

Auhäugeru! ^eiuc jiricgsleistuugen lverden jeden Kol¬

legen, der noch nicht organisiert ist, zum Beitritt ver¬

anlassen I fördert weitere Werbeschriften und dnS Ver¬

zeichnis drr Wcrvcprämicul"

Es ist eine, vetnnnte Tntsnche, dnß mnn in

dcn Vcrcin fiir Hnnoliingskommis von 1858 und nhn-
lirhc Vcrcinc leicht h i n c i »komnien kann, aber

schwcr heranS kann, wenn man ihren wahren
lerhnrnkter erknnnt hnt, weil diese, Vereine sich vor dem

Anstritl ibrer Mitglieder durch lnnge Kündigungs¬
fristen geschützt hnben.

Nnch rilim! die Krjcgslügchkuliilft.
')inch dcn bishcrigcn Erfnhrnngcn koittincn die

Frnnc», die Anspruch auf die Kriegswochenhilse cr-

bcbcn ivollc,i, mcist ohue die nötigen Papiere znr

Krnnkcnt'nisc. Dadurch lvird sich aber naturgemäß
die Auszahlung der Unterstützung verzögern. Die

Kraiikcnkasscn zahlcn uur dauu Unterstützungen aus,
wenn cntwcdcr dcr Mnnn oder die Frau oder beide

Krankcntasscnniitglicdcr siud oder wenn cs dcr Mnnn
bis zum Eintritt in den Heeresdienst war. Als

Papiere sind beizubringen:
1. dcr Nachweis, dnß der Mnnn Kriegsteilnehmer

ist, der ohne weiteres nnf Verlnngen von den Stellen

schriftlich gegeben lvird, die die Kriegsnnterstütznng
nnSznhlen:

2. die Hcirntsurkuude',
3. das Krankenkassenbuch odcr dic Mitgliedskarte

dcr Krankcukassc. Gehörte der Mann, innerhalb eines

Jahres vor Eintritt in den Heeresdienst mehreren
Krankenkassen an und war er unmittelbar sechs
Wochen vorher nicht hintereinander Mitglied ein nnd

derselben Krankenkasse, dann sind dje Mitgliedsbücher
aller Kassen mitzubringen. Für diese Fälle empfiehlt
fich auch die Beibringung der letzten Jnvaliden-
Ouittnngskarte;

4. Ist die Frau Krankenkassenmitglied, mnß sie
anch ihr Mitgliedsbuch beibringen.

Wir können nur wieder dringend raten, niit diesen
Papieren bereits einige Zeit vor der Entbindung die

Krankenkasse aufzusuchen und den Anspruch an¬

zumelden. Nach der Geburt des Kindes ist dnnn nur

uoch die Geburtsurkunde des Kindes der Kasse ein¬

zureichen. Nur wenn in dieser Weise verfahren wird,
kann die Auszahlung der Unterstützung sofort nach
dcr Entbindung erfolgen.

Lcdige Wöchnerinnen müssen an Stelle der

Heiratsurkunde den Nachwcis erbringen, daß der

Vater des Kindes die Vaterschaft anerkennt. Wird

für das Kind' Kriegsunterstützung gezahlt, genügt der

Nachweis hierfür. Im anderen Falle müßte eine von

dem militärischen Vorgesetzte,! beglaubigte schriftliche
Erklärung des Vaters des Kiivdes beschafft werden.

Gleichzeitig wollen wir noch einmal darauf hin¬
weisen, daß auch Nichtkriegerfrauen, die aber Kassen¬
mitglieder sind oder nach dem Statut Anspruch aus
Wochenhilfe haben, während des Krieges die höheren
Leistungen der Kriegswochenhilse erhalten. An Stelle
des hier vorgesehenen Wochengeldes tritt in solchen
Zöllen das sntzuugsgemäße Wochengeld der Kasse.

-

Ans dm Zklltralvkrbulid

Die Verbandsmitglieder, die zum Heeresdienst ein¬

gezogen lverden, lverden gebeten, dem örtlichen Vertrauens¬

mann hiervon Mitteilung zu machen, ihm das Mitglieds¬
buch zu übergeben und die Feldndresse mitzuteilen.

Während des Kriegsdienstes sind dic Mitgliedcr von

der Beitragszahlung befreit,

Augsburg. In der am 3, Mai abgehaltenen Monats-

vcrsnmmlnng hielt Arbcitcrsctrctär Mötzinger eincn Vor¬

trag über 'Arbcitcr- und Angeitelltenvcrsicherung, In der

freie» rtussprnchc bc-rntivortetc dcr Vortragende einige
Auirngeu, die nus dcr Vcrsainiuluug gestellt wurden. Tcr

zweite Teil deS Vortrans 'wurde nus die Tagesordnung
der für den 7, Juni aubernuw.teu Monatsversäininlung
gesetzt.

Braunschweig. Eines rccht guicn Besuches hatte
sich dic Ä'ilglicdcrucnchrmnilung vom 18. Mai zu erfreuen.
Zu dicscm Lichtbildcrvvrtrage, den, Einsall und ,die Zcr-

itöruug in Ostpreußen durch die Nüssen betreffend, hnttcn
sich zirka 100 Mitglicdcr, zum Tcil mit ihren Angehörigen,
iin ,:Fürstcnhof" eingefündcn. Tcr Vorsitzende,

'

Kollege
Borchers, machte dic Erschienenen noch auf tden mit den

M«g,dcburgcr Kollcgcn gemeinschaftlich nach Helmstcdt und

dcm Lappwald geplanten zweitägigen Pfiugstausflug auf¬
merksam,

Chemnitz. Am 6, Mai fand im Restaurant „Hoff-
nnilg" die iilstichc Aloirntsversaiiiililllug statt. Ein Vortrag
dcS Herr» Tr. Höxtcr übcr: „Das mcuschliche Augc" fand
großc Aufmcrksamkcit. Ueber das 1.. Vierteljahr 1V1I5 .er¬

stattete »oll, Lähner den Tiitigkeits- und dcn Kassenbericht,
2!) Mitglieder wurdeu aufgcuouliucn;, 25 Abgänge warcn

zu verzeichnen, so daß der Mitgliederbestand S3tz beträgt.
Iin Fcldc stchcn 95 Kollcgcn. Dcr Knsscnabschlnß ist günstig.
Abgehalten wurdcn 3 Mitgliederversnuimluiigeii, 3 Sitzun¬
gen der ^rtsucrwaltuug uud 9 Bctricbsbcsprcchuugeu.
Rechtsrat ivurdc iir W Fällcu crtcilt. Dic Arbcit gcgcu dic

Gchaltshcrnbsctzuugcn ivurdc fortgcsctzt, und in mehreren
Fallen mit Erfolg mil Unternehmern verhandelt. Solche

Verhandlungen fanden u. a. auch mit der Firma H. u. C.

Tictz statt, die Firma zahlt seit Monaten wieder die vollen

Gehältcr. Lcidcr wcrdcn nuch immer iu einer Anzahl Ge¬

schäfte Gehaltskürzungen vorgenommen, obwohl dic An¬

gestellten scit längerem ivicdcr voll (bei ungekürzter Ar¬

beitszeit) arbeiten. Es ist wirklich an der Zeit, daß in

dieser Zcit dcr Teuerung die Gchnltsherabsetzuugen auf¬
hörten. Mehr denn je erfordert daher ,die gegenwärtige
Situation den Anschluß an die gewerkschaftliche Organisa¬
tion. Wir haben den Rat der Stadt um Abänderung der

Brotlvuchenkartcil ersucht. Da diese gegenwärtig Sonntags
beginnen, müssen viclc Konsumenten Wider ihren Willen

Sonntngs einkaufen. Leider verhalte sich der Rnt der Stadt

gegenüber dem Ersucheu, diese Karten am Montag beginnen
zil lassen, bis jetzt ahlchueud. Der Agitation uuter den

sotbcu nilsgelcruten Augestellten und den Lehrlingen ist
besondere Aufmerksamkeit zu widme». Für die Handluugs-
lehrlinge ivird öle Ortsgruppe zukünftig besondere Zu¬
sammenkünfte veranstalten. An den beifällig aufgenoin-
mcncu Bericht schloß sich cine kurze Aussprache.

Essen. Am 4. Mai fand eine Mitgliederversammlung
im Rcstaurant „Zum Eifelturm" statt.. Die Tagesordnung
umfaßte folgende Punkte: 1. Vortrag des Kollegen, Paulus
über die Pariser Kommune; 2. Kassenbericht; 3. Vor¬

standsersatzwahlen. Dein Vortragenden dankten die. Zu¬
hörer durch reichen Beifall. Den Kassenbericht erstattete
Kollcgc Frcudenberger., Die Einnahmen betragen 543,60

Mark, die Ausgaben 207,83 Mk., verbleiben zur Verfügung
dcr Hnuptknssc 335,77 Mk. Weuu man in Betracht zieht,
daß 41 Kollegen im Felde stehen, somit zirka 240 Mk. an

Einnahmen fortfallen, su ist das Ergebnis im Vergleich
zum Vorjahre ein ebenso günstiges zu nennen. Die Aus¬

gaben betragen 38 Proz. der Eiunahmen, im gleichen Quar¬

tal dcs Vorjahres 37 Proz. Neuaufnahmen) sind 17 zu ver¬

zeichnen, so dnh die Ortsgruppe amQuartälsschluß 277 Mit¬

glieder zählte. Dem Kassierer wurde Entlastung erteilt.

Die VörWnösersatzwahlen hallen folgetKes Ergebnis: M
Stelle der zum Heeresdienst eingezogenen Kollegen, Graul

und Weiß würden die Kollegen Lättemann als 1. Vor¬

sitzender und Polz als 1. Schriftführer gewählt. An Stelle

des Kollegen Lattemann, der bisher das Amt eines Revi¬

sors bekleidete, wurde' Kollege Au gcwählt. Die Wahlen
erfolgten einstimmig.

Hamburg. Mitgliederversammlung am, 6, .Mai im

Gewerkschaftshaus. Wieder haben wir den Verlust einiger
Kollegen zu beklagen, die auf dem Schlachtfeld den Tod

fanden; es sind die Kollegen, Ladewig, Gutsche, Lauger
und Krökel, deren Andenken von der Versammlung in dcr

üblichen Wcise geehrt tvird. Tann fand ein Vorlrag über

„Die Ernährungsfrage im, Kriege" statt. Kollege. Reimer

gab dann den Kassenbericht vom ersten Quartal, der mit

einem Bestand von 4022 M. schließt. An Mitgliedern
hatten ivir zusammen 3056 gegen 3006 «in Eude des

vorigen Quartals. Zum Kriegsdienst sinb eingezogen 591

Mitgliedcr. Eine Beschwerde des Kollegen Brauer bezüg¬
lich Abgabe von Gutscheinen für die Vorstellungen der

Patriotischen Gesellschast sand ihre Erledigung dadurch,
daß diese Gutscheine in Zukunft verlost werden solle».
Nach eiuem Appell, besonders an die weiblichen Mitglieder,
sich mehr an den Bczirksarbeiten zu beteiligen, sowie, Va¬

kanzen sofort dem Vcrband zu melden, wurde die Ver¬

sammlung geschlossen.

München. Mitgliederversammlung nm 6. Mai im

großen Saale des Gewerkschaftshauses. Vor Eintritt iu
die Tagesordnung gedenkt Kollege Rauscher der verstorbe¬
nen'Mitglieder: Johann Mühlbach und Bruno Koch, sowie
des im Felde gefallenen Kollegen Walter Bönecke. Dic

Anivcsendcn erheben sich zu. Ehren, der Verstorbenen von

ihren Sitzen. Alsdann erstattet Kollege Schröder zuuächst
den Kassenbericht vom 1, Quartal 1915. Derselbe schließt
in der Hauptkasfe mit 4303,70 Mk. und in der Lokalkassc
mit 4879,33 Mk, in Einnahme und Ausgäbe, Am Schlüsse
des Quartals hattcn wir einen Kassenbestand von 2477,31
Mark, Nufnahmcn erzielten wir'im Quartal 39, wogegen
ivir 61 Mitglieder streichen mußten, so daß am Quartals¬

schluß noch ein Mitgliederbestand von 1517 verblieb. Nach¬
her geht Kollcge Schröder zur Erstattung des Öuartals-
berichtcö über. Im vcrflosseneu Quartal sanden statt:
3 Mitgliederversammlungen, 4 Ausschußsitzungen und 11

Betriebsversammlungen, Jn Ä Fällen wurde vom Kriegs-
nusschuß mit Firmen verhandelt, wobei meisteus ein günsti¬
ges Resultat erzielt ivürde. Zum größten Teil, handelte
es sich uur Gehaltskürzungen, in einem Falle um Pcrsoual-
behandlung, Tie Entwickeluug der städtischen paritätischen
Stellenvermittelung ist zufriedenstellend. Nachdem dic

Gegner dieser Eiurichtuug versuchen, mit allen Mittcln

gegen deu Nachwcis Sturm zu laufcu, sahen ivir uns ver¬

anlaßt, gemeinsam mit den Befürwortern einer städtischcn
Stellenvermittelung hiergegen Stellung zu nehmen. Jn
Eingaben an das Staatsmiuisterium und deu Magistrat
der Stadt Müuchen wandten ivir uns gegen dieses Treiben
und ersuchten, auf dcm bcschrittcueu Wcge wcitcrzugchcu,
Tic Arbcitsloscilsürsorgc-Koiiimissioli der Stadt München,

iu der Kullege Schröder als Vertreter des Kriesaus-

schüsses delegiert ist, tagte zweimal., Iu der letzten Sitzung
wurde die weitere Furtdauer der Unterstützungen be¬

schlossen. In 9 Termineil vertraten wir nnsere Mit¬

glicdcr vor dem Kausmnnnsgcricht, wobei wir die Summe

von 1391 Mk. erstreiten konnten, Znm Schluß wies Kol¬

lege Schröder noch auf die Bewegung zur Herbeiführung,
des 8-Uhr-Lndenschlusses im Haudelsgewerbe B hin. Es

ist auzunchmeu, daß dcr 8-Uhr-Lndenschluß für das Ge¬

werbe B ,(Nahrungs und
, Geunßmittcl) demnächst zur

Einführung gelangt. Es wird alsdann notwendig sci»,
für ciiic weitere Vertairzung des Ladenschlusses im

Hnlidelsgöwcrbc Ä, wo jetzt schon cin früherer Ladenschluß
besteht, ciuzutrcteu. Hieran schloß sich eine tursc Dis¬

kussion. Kollcge Fischcr bestätigte die Nichtigkeit der

Ouartalsabrechuriilg und ivurdc auf. seinen Antrag dcm

Knssicrcr Entlastung crtcilt.' Bci den Ergänzungswahlen
schlug Kollege Rauscher im Namen des Ausschusses als

Ersatz für' deu aus München scheidenden Kollcgcn Fischcr
dcn Kollegen Max Ihm, als Ersatz für dcn Kollegen
Schlappest deu Kollegem Georg Trutzcl vor. Aus der Mitte,

der Versammlung wurde noch Kullege Anton Schwäger! vor¬

geschlagen. Bei der vorgenommenen Wähl ivurdcn dic

Kollegen Ihm und Trutzel gewählt. Kollcge Rauscher
widmete alsdann dem Kollegen Fischer anerkennende

Worte für seine reiche Tätigkeit im Bczirk München.

Gewerkschaftssragen. Unter dieser Überschrift
schreibt' dic „Dcntschc Arbeitgeber-Zeitung" vom 30. Mai:

'

„Es soll dcn deutschen Arbeitcrorgaiiisationc» nicht
bcstvittc» und »jcht vergessen werden, daß sie in dicscr
schweren Zeit'eine Tätigkeit entfaltet haben, die sich würdig
dein pflichtbeivußteu Verhalten der ganzen Nation cinrcihtc.
Jn materieller Beziehung haben die Gewerkfchaftcn dcr

verschiedensten Richtungen für ihre Mitglieder, die im

Felde, stände», uud für deren Angehörige', dic vielleicht
daheim bon Not und Sorge bedrängt ivurdcn, Hilfc herbei¬
zuschaffen gesucht; in ideeller Hinsicht hat die Arbeiter¬

schaft und deren Vertretung den Burgfrieden fast überall

aufs treulichste gewahrt, und Deutschland konnte stolz darauf
sein, daß im Augenblicke der Gefahr dic sonstige Zerrissen¬
heit der Stände uud Partcic» völlig ausgeschaltet wurde.

Freilich müssen wir uns bewußt bleibe», baß diese Hal¬
tung uicht mehr uud nicht weniger bedeutet als die Er¬

füllung einer selbstverständlichen Pflicht, uud im Lande dcs

kategorischen Imperativs sollte man nicht viel Aufhebens
davon machen, wcuu ciu ciuzelucr, ciuc Partci oder das

ganze Vulk bereitwillig seine Pflicht und Schuldigkeit tut.

Am wenigsten dann, wenn diese Pflichterfüllung auch ein
Gebot der Klugheit und der Selbsterhaltuug ist, und wenn

eine Vernachlässigung der nationalen Pflichten zugleich den

eigenen Untergang herbeiführen würdc! Daraus ergibt
sich auch dic selbstverständliche Schlußfolgerung, daß nach
dem Kriege kein Mensch und keine Gruppe von Mcnschcn
etwa berechtigt sein wird, eine besondere sozialc oder

politische Bevorzugung von seiten des Staates und der

Gesellschaft zu verlangen. Man hat feine Pflicht getan,
mehr konnte man nicht und wcniger durfte man nicht tun!"

des Zentralvcrbandes dcr Handlungsgehilfen.
16. Ausweis.

Eingegangen bei der Hauptkasse:
Bisher nusgcwicseii: 2öic>s,ss Mk,

Ortsgruppe Chemnitz, Iö, Rate i>lü,2ll
„

„ Hamburg Al,— „

Fr. Peschman», SIralsund 2,— „

Angestellte der Hauptgcschäsisstcllc L2,— „

Seition dcr Vcrsichcrungsangcstellten dcr Ortsgr, Bcrlin , 10,— „

Summa . , 2SSS7,M Mk,

NolKsfüchrgc-KncggokrslchcrnngsKassk.
Mit Genehmignng des Kaiserlichen Anssichisamts siir Priiial-

bersichcrung . hat dic Volrssürsorge-Bcrsichcrungsulticngcscllschnst fiir
die Dauer des Krieges 1011 eine Bolksfürsorgc-Kriegsbcrsichcrungs-
lasse errichtet,

Uin dic Beteiligung allcn Kreisen zu ermöglichen, werden Anteil,
scheine z» !> Mk, ausgegeben, Familienangehörige, Verwandle.
Freunde, Kollegen, gewcrlschastlichc, gcnqsscnschastliche, politische odcr

gesellige Vereine können auf den Namen eines Kriegsteilnehmers
bis on zwanzig Anleilschcinc zugunsten bcstinnnlcr Empfangsbcrech-
ligler crwcrben,

Die ganze ans Anieilscheinc eingegangene Summe wird nach Be¬

endigung des «riegeS nach deni Bcrhälinis der Zalii dcr verstorbenen
Kriegsteilnehmer und dcr siir sie entnommenen 'Anleiischeinc restlos
ausgelebt und an die Empfangsberechtigten zur Slnszahiung gebracht,

Tcr Bezug und die Bezahlung der Anlcilschcine kann bei dem
Hauptbureau dcr Volkssürsorge in Hamburg, Bcim Slrohhaufe 38

iPosischccklvnto Nr, 7053), und bei deren sämilichcn RcchnnngSstellcn
crsoigc». Die Vermittelung znr Erwerbung bon Anteilscheinen über¬

nehmen auch die Ortsgruppen dcs Zenlralbcrbnndcs dcr Handlungs-
gchiiscn,

Jc größer die Johl dcr Bcteiliglcn, nm so segcnsrcichcr das
Resultat! Die Vollsflirsorgc-Kricgsbcrsichcrnngskasse ist ausgebaut
aus dem sozialen Ärnudsut!: Alle siir einen nud ciner siir alle. Der
glücklich niit dein llcbcn dabonlommcnde «ricgcr hiist dcr Familie
dcS minder glücklichen Kameraden! Wcr prallische Kricgshilse für
die Familicn gcfallcncr Kricgcr leisten ivill, dcr lause sür sie Antcil¬

schcine dcr Bolksfürsorge-Kriegsverfichernngskasse,

Konsumgenottenschaftliche lüunülchau.
Organ ck« 2entra.uerdsn<!es unck cker Sroüe.nkaufs-

SeleMchatt ckeutkcher «onkumvereine. Hamburg.
Die „Konsumgenofscnschasillche Sinndschau" erscheint wöchentlich

Z8 bis 40 Seiten stark und ist das fiihrcndc Fachblntt dcr dcntschc»
jko»s»mge»oss,i,schaftsbcwcgu„g.

Im Jnsernienlcil . cnthält der Arbeitsmarkt beständig zahlreiche
Stellenangebote und Gesuche. Der Prcis der Inserate beträgt SD Pf.
für die bicrgcspaitenc Pctilzciic, AbonncmcntSprcis dnrch die Post
bezogen 1,U5 Mk. vierteljährlich. Zum Abonnemcnt Icidcl crgcbcns! cin

verlagsgekell.chasr ckeutkcher «onkumvereine m. d. h.
Hamburg 5, Keim Ltrohhsule Z8.
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